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POSITIVER 
WACHSTUMSTREND

Die saarländische Wirtschaft konnte 2015 ihren posi-
tiven Wachstumstrend fortsetzen. Im letzten Jahr legte 
das Bruttoinlandsprodukt an der Saar um 2,4  Prozent 
zu und lag damit über dem Bundeswert von 1,7 Prozent.

Insbesondere die saarländische Industrie ist im ver-
gangenen Jahr deutlich gewachsen. Insgesamt erwirt-
schaftet das Verarbeitende Gewerbe an der Saar 2015 
einen Umsatz von rund 27 Mrd. Euro, das waren knapp 
8 Prozent mehr als im Vorjahr. Nach Auskunft des Sta-
tistischen Amtes des Saarlandes verlief das Auslands-
geschäft mit einem Zuwachs um 11 Prozent erheblich 
dynamischer als der Inlandsabsatz, der um etwas mehr 
als 4 Prozent zulegte. Bei einer Exportquote der saar-
ländischen Industrie von insgesamt 50 Prozent liegen 
beide Absatzmärkte – Ausland und Inland – von ihrer 
Bedeutung insgesamt gleichauf. Getragen wird das Ex-
portwachstum vor allem von der Erholung in den euro-
päischen Volkswirtschaften: So gab es ein kräftiges Plus 
von rund 30 Prozent bei den Ausfuhren nach Großbritan-
nien. Dorthin werden aus dem Saarland vor allem Fahr-
zeuge und Fahrzeugteile exportiert. 

Neben den Erfolgen der Hersteller von Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen konnten vor allem die Maschinenbauer 
gute Geschäfte vermelden. Dagegen steht die saarlän-
dische Stahlindustrie nach wie vor unter großem Druck 
durch die Billigkonkurrenz aus China und zusätzlich dro-
hen ihr durch die europäische Klimapolitik weitere Belas-
tungen in Millionenhöhe. 

Im Jahr 2015 erreichte die saarländische Wirtschaft ei-
nen Rekordwert beim Außenhandelsvolumen von rund 
30 Milliarden Euro. Dabei entfielen rund 15 Mrd. Euro auf 
den Export und 15 Mrd. Euro auf die Einfuhr von Waren 
aus dem Ausland.

GUTE KONSUMNACHFRAGE
– Risiken beim Auslandsgeschäft

Deutlich gestiegene Beschäftigtenzahlen, hohe Real-
lohnsteigerungen, niedriger Ölpreis und ein schwaches 
Zinsniveau kurbeln seit einiger Zeit den privaten Konsum 
in Deutschland an und entfachen ein konjunkturpoli-
tisches Strohfeuer. Gleichzeitig kühlt sich jedoch seit 
Herbst letzten Jahres das Auslandsgeschäft deutlich ab. 

 WIRTSCHAFTLICHE 
ENTWICKLUNG

Insbesondere die nachlassende Nachfrage aus China 
und das deutlich rückläufige Russlandgeschäft, sowie 
Probleme in weiteren Schwellenländern lassen die Nach-
frage nach deutschen Produkten auf den Weltmärkten 
sinken. Aufgrund der relativ niedrigen Exportquoten in 
diese Länder ist das Saarland hiervon zunächst nicht so 
stark betroffen. Eine nachlassende Wachstumsdynamik 
der Weltmärkte, beispielsweise durch die Rückgänge 
in China, könnten indirekt jedoch auch empfindliche 
Dämpfer für die exportorientierte saarländische Indus-
trie mit sich bringen. Falls sich die Entwicklung so fort-
setzt, gehen Experten für 2016 mit einem Rückgang des 
Wachstums im Saarland auf rund 1,5 Prozent aus, was 
insgesamt der prognostizierten Dynamik der bundes-
deutschen Wirtschaft entspräche.
Wie lange sich das positive Umfeld aus niedrigen Zin-
sen und guter Beschäftigungssituation in Deutschland 
hält ist ungewiss. Unklar ist auch, inwieweit die Welt-
wirtschaft unter einem niedrigen Ölpreis leidet, ob der 
Eurokurs weiterhin auf niedrigem Niveau verweilt, wie 
sich die Flüchtlingskrise auf den europäischen Zusam-
menhalt auswirken wird und wie sich die Krisenherde der 
Welt entwickeln werden. Auf diese Risiken müssen wir 
uns vorbereiten. Daher ist es umso wichtiger, die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen in vermeintlich guten 
Zeiten zu stärken.

Die Signale, die die Bundesregierung im Bereich der ak-
tuellen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik aussendet, deuten 
jedoch auf eine weitere verstärkte Regulierung und stei-
gende Kostenbelastungen für die deutsche Wirtschaft 
hin. 

Auch von einer anderen Seite wird die Wettbewerbsfä-
higkeit der Industrie in die Zange genommen. Die deut-
lich gestiegenen Lohnkosten konnten nicht durch eine 
wachsende Produktivität ausgeglichen werden. So er-
gibt sich für die deutsche Metall- und Elektroindustrie 
allein seit 2008 eine Steigerung der Lohnstückkosten um 
17 Prozent. Wichtige Konkurrenten am Weltmarkt ferti-
gen dagegen wesentlich billiger.

Diese Entwicklung zeigt bereits besorgniserregende 
Spuren. Eine aktuelle Studie belegt, dass die meisten 
Branchen der M+E-Industrie im Inland ihren Kapitalstock 
nicht ausbauen, während die M+E-Unternehmen gleich-
zeitig ihre Möglichkeiten nutzen, im Ausland Produktions-
kapazitäten weiter aufzubauen. Die Direktinvestitionsbe-
stände im Ausland haben sich deutlich dynamischer 
entwickelt als das nominale Bruttoanlagevermögen im 
Inland. Das Ausland dürfte somit stark zur nachlassen-
den Dynamik bei der Kapitalstockentwicklung im Inland 
beigetragen haben.

Zwei wesentliche Gründe sprechen in der M+E-Industrie 
für den Gang ins Ausland: an erster Stelle günstige-
re Kosten als in Deutschland und zweitens der Markt-
zugang in den Zielländern. Bereits heute ersetzen 31 
Prozent der Auslandsproduktion die Inlandsproduktion 
und stellen damit den Standort Deutschland infrage. Der 
Druck auf die Inlandsproduktion steigt: Die M+E-Indust-
rie erwartet, dass in fünf Jahren gut 40 Prozent der Aus-
landsproduktion die Produktion im Inland ersetzen wer-
den. Dem Trend gilt es, sich entgegenzustemmen. Dazu 
gehören Standortbedingungen, die die Wettbewerbs-
fähigkeit deutscher Unternehmen sichern.
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Beschäftigtenzahl erreichte 2015 neuen Höchststand

Die Zahl der Arbeitslosen lag 2015 im Saarland mit durchschnittlich rund 36.900 nur geringfügig unter der des Jahres 2014. 
Die Arbeitslosenquote betrug im Jahresdurchschnitt 7,2 Prozent. Dies entsprach der Quote im Jahr 2014. Zum Jahresende 
waren an der Saar mit rund 380.000 Beschäftigten fast 6.000 mehr Menschen in Arbeit als noch zum Vorjahreszeitpunkt. Al-
lerdings liegt dieser Anstieg deutlich unter dem des Bundes. Neue Arbeitsplätze entstanden an der Saar zuletzt vorwiegend 
im Handel und im Dienstleistungsbereich, in der Industrie und im Baugewerbe ist die Beschäftigung hingegen rückläufig.



TARIFPOLITISCHES 
GESCHEHEN

ERTEILUNGSSPIELRAUM
AUSGESCHÖPFT – IG METALL 
MUSS HÖHENFLUG BEENDEN

Zum Zeitpunkt der Berichterstellung war die Tarifrunde 
der M+E-Industrie noch in vollem Gange. Deshalb schil-
dern wir hier nur die Ausgangssituation bzw. den Stand 
der Verhandlungen zum Redaktionsschluss:

Die im Februar 2016 gestellte Forderung der IG Metall 
nach einer Tariferhöhung von 5 Prozent ist volkswirt-
schaftlich in keiner Hinsicht nachvollziehbar.

Die IG Metall begründet diese Forderung mit drei volks-
wirtschaftlichen Daten: 

-  Die Gewerkschaft legt die sog. „Zielinflationsrate“ der 
  Europäischen Zentralbank zu Grunde. Diese beträgt 
 2  Prozent und liegt weit oberhalb der realen Inflation, die 
   am Anfang des Jahres bei ca. 0,3 Prozent lag. 

-    Ferner beziffert die IG Metall eine sog. „Trend-Produkti- 
       vität“ mit 1,1 Prozent und erläutert auf Anfrage, dass dies  
   die Produktivität im Durchschnitt der letzten 15 Jahre  
  sei. Auch diese Zahl hat mit der derzeitigen betriebli- 
     chen Realität nichts zu tun. Anfang 2015 lag die Produk- 
     tivität aller Branchen bei ca. + 0,6 Prozent  ‒  in der Metall- 
    und Elektroindustrie noch darunter. 

-  Darüber hinaus fordert die IG Metall wie immer eine  
   sog. Umverteilungskomponente, die von Arbeitgeber- 
    seite nicht akzeptiert wird, weil sie auf Dauer dazu füh- 
    ren würde, dass Unternehmensgewinne nicht mehr für 
   Investitionen zur Verfügung stünden. 

Nach dem, was eine Gewerkschaft sinnvollerweise for-
dern könnte, nämlich einen Inflationsausgleich und Teil-
habe am Produktivitätsfortschritt, dürfte die IG Metall 
eine Tabellenerhöhung von ca. 0,9 Prozent verlangen. 

Die Arbeitgeber der Tarifgemeinschaft M+E MITTE ha-
ben in der zweiten Verhandlungsrunde für die 400.000 
Beschäftigten der Metall- und Elektroindustrie in Hessen, 
Rheinland-Pfalz und dem Saarland ein Angebot von 0,9 
Prozent tabellenwirksam für 12 Monate und einer Einmal-
zahlung von 0,3 Prozent unterbreitet. 

In der dritten Tarifverhandlung am 28.4.2016 wurde eine 
Alternative vorgeschlagen: Danach sollen die Einkom-
men ab dem 1. April 2016 in zwei Stufen mit einem Ge-
samtvolumen von 2,1 Prozent über eine Laufzeit von 24 
Monaten erhöht werden. Um die Arbeitskosten der Unter-
nehmen nicht dauerhaft zu erhöhen, werden darüber hi-
naus wiederum 0,3 Prozent als einmalige Wettbewerbs-
komponente angeboten.

Die leichte Erhöhung des tabellenwirksamen Angebotes 
wird von Arbeitgeberseite mit der besseren Planungssi-
cherheit aufgrund der längeren Laufzeit begründet. Die 
Ausgangsprognosen einer geringen Inflation von jährlich 
0,3 Prozent, ein allgemeiner Produktivitätsfortschritt von 
0,6 Prozent für 2016 und eine kaum höhere Größenord-
nung für 2017 liegen faktisch nun einmal auf einem histo-
rischen Tiefstand. 

Die ersten Warnstreiks begannen sofort mit Ablauf der 
Friedenspflicht am 29. April um 0 Uhr. 

In einer außerordentlichen Mitgliederversammlung am 
29. April wurde diese Entwicklung ausführlich erläutert. 
Die Diskussion von Strategie und Angebot zeigte uns, 
dass wir im Einklang mit den Firmen vorgehen. 

Alle weiteren Informationen entnehmen Sie bitte 
dem beigefügten Einleger. 
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RECHTSBERATUNG
UND -VERTRETUNG

TARIFEINHEIT STÄRKT
TARIFAUTONOMIE

Am 10. Juli 2015 ist das Tarifeinheitsgesetz in Kraft 
getreten. Es beinhaltet einige Ergänzungen des Tarif-
vertragsgesetzes, durch die gesetzlich die Tarifein-
heit wiederhergestellt und damit ein Beitrag zum Er-
halt der Tarifautonomie und ihrer Stärkung geleistet 
wird.

Erwartungsgemäß haben einige Gewerkschaften kurz 
nach Inkrafttreten des Gesetzes eine Verfassungs-
beschwerde erhoben. Drei dieser Gewerkschaften 
haben das Bundesverfassungsgericht darüber hin-
aus gebeten, die Anwendung des Gesetzes bis zu 
einer endgültigen Entscheidung auszusetzen. Das 
Bundesverfassungsgericht ist diesen Anträgen auf 
einstweilige Aussetzung des Tarifeinheitsgesetzes 
nicht gefolgt und hat sie am 6. Oktober 2015 zurück-
gewiesen.

Das Gesetz bewirkt, dass Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer wissen, was für sie gilt, wie lange dies für sie 
gilt und nach welchen Bedingungen sich ihr Arbeits-
verhältnis richtet. Das Tarifeinheitsgesetz schafft so-
mit Rechtssicherheit, Rechtsklarheit und vor allem 
Rechtsfrieden.

Die Tarifeinheit löst jedoch nicht alle Probleme des 
deutschen Arbeitsrechts. Sie löst nicht alle Fragen 
des deutschen Arbeitskampfrechts und sie löst noch 
nicht einmal alle Fragen des deutschen Tarifvertrags-
rechts. Insbesondere das Tarifverhandlungsrecht, 
das Recht des Arbeitskampfs sowie das Recht von 
Streik und Aussperrung bedürfen einer grundlegen-
den gesetzlichen Regelung.

Der Arbeitskampf ist – wie die Präsidentin des Bun-
desarbeitsgerichts (BAG) zu Recht feststellt – nicht 
trivial zu regeln. Das entbindet den Gesetzgeber aber 
nicht von der Pflicht, dieses Rechtsgebiet anzuge-
hen. Alles andere wäre die Kapitulation vor Streiks, 
über die das BAG schon früh geurteilt hat, dass diese 
gesellschaftspolitisch wie wirtschaftlich höchst uner-
wünscht sind.

Die gesetzliche Herstellung der Tarifeinheit war ein 
erster unverzichtbarer Schritt zur Stabilisierung der 
Tarifautonomie insgesamt ‒ weitere müssen folgen.

ZU WEIT GEHENDE STREIKZIELE 
MACHEN ARBEITSKAMPF
UNZULÄSSIG

Das Hessische Landesarbeitsgericht (LAG) hat mit 
einem Urteil vom 9. September 2015 Arbeitskampf-
maßnahmen der Pilotengewerkschaft Vereinigung 
Cockpit (VC) gegen die Deutsche Lufthansa AG und 
die Lufthansa Cargo AG untersagt. Der Streikbe-
schluss zielte zwar formal auf Regelungen, um den 
Übergang vom Arbeitsleben in die Rente zu gestal-
ten. Faktisch aber richtete er sich gegen einzelne 
Entscheidungen zur Sicherung des Unternehmens, 
bestimmte Flugrouten durch ein Tochterunternehmen 
der Lufthansa zu bedienen.

Das LAG hat bestätigt, dass ein solcher Streik rechts-
widrig ist, weil er sich faktisch gegen eine freie Unter-
nehmensentscheidung richtet, die nicht Gegenstand 
eines Tarifvertrags sein kann. Ein Arbeitskampf darf 
nur um ein tariflich regelbares Ziel geführt werden. 
Die grundsätzliche Unternehmerentscheidung gehört 
nicht dazu.

Damit setzte das LAG Frankfurt am Main ein richtiges 
Signal zur Stärkung der Tarifautonomie. Wenn Ge-
werkschaften sich nur hinter zulässigen Zielen verste-
cken, tatsächlich aber etwas Unzulässiges erreichen 
wollen, ist dies nicht mehr von der Koalitionsfreiheit 
des Grundgesetzes gedeckt. Unternehmerentschei-
dungen dürfen weder unmittelbar noch mittelbar zum 
Gegenstand einer Tarifforderung oder gar eines Ar-
beitskampfes gemacht werden.

NEUREGELUNGEN ZUR ELTERNZEIT 
– GROSSE HERAUSFORDERUNGEN 
FÜR ARBEITGEBER

Die Neuregelungen zur Elternzeit, die am 1. Januar 
2015 in Kraft getreten sind, gelten für Kinder, die seit 
dem 1. Juli 2015 geboren oder seit diesem Zeitpunkt 
angenommen wurden. Alte und neue gesetzliche Rege-
lungen werden – je nach Zeitpunkt der Geburt – damit 
für die nächsten acht Jahre parallel Anwendung finden. 
Die Neuregelung sieht vielfältige Änderungen vor, die 
Arbeitgeber vor neue Herausforderungen durch zeitlich 
begrenzte Auszeiten ihrer Arbeitnehmer stellen.

So können Eltern nun bis zu 24 ihrer insgesamt 36 El-
ternzeitmonate zwischen dem dritten Geburtstag und 
dem vollendeten achten Lebensjahr des Kindes neh-
men, ohne dass der Arbeitgeber dem noch zustimmen 
muss. Sie müssen allein eine etwas längere Ankündi-
gungsfrist von 13 Wochen vor Beginn der Elternzeit ein-
halten. In Anlehnung an das Teilzeit- und Befristungs-
gesetz muss der Arbeitgeber jetzt außerdem auf einen 
Teilzeitantrag des Elternzeitlers innerhalb von vier bzw. 
acht Wochen seinerseits reagieren. Tut er dies nicht, 
gilt seine Zustimmung zur gewünschten Arbeitszeit und 
deren Verteilung als erteilt.

GESETZLICHE FAMILIENARBEITSZEIT 
LÖST KEINE PROBLEME

Unternehmen ist es wichtig, dass ihre Beschäftigten 
Familie und Beruf gut miteinander vereinbaren können. 
Daher bietet schon heute die überwältigende Mehrheit 
der Betriebe, unter Berücksichtigung der betrieblichen 
Belange, angemessene Lösungen für die Arbeitszeit-
wünsche ihrer Beschäftigten an. Individuell vereinbarte 
Arbeitszeiten und -formen schaffen hier einen sinnvol-
len, den betrieblichen und persönlichen Anforderungen 
angepassten Ausgleich zwischen den Wünschen der 
Eltern und den betrieblichen Notwendigkeiten. Hinzu 
kommen mit Elternzeit, Familienpflegezeit sowie dem 
allgemeinen Teilzeitanspruch gesetzliche Bestimmun-
gen, die den Arbeitnehmern weitgehende Möglichkei-
ten einräumen, ihre Arbeitszeitwünsche durchzusetzen. 
Mithilfe einer finanziell unterstützten Familienarbeitszeit 
möchte die Politik die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf weiter vorantreiben. Ein Bedarf für noch mehr und 
noch weiter gehende Teilzeitansprüche besteht da-
neben nicht. Damit Eltern den Kopf für ihr berufliches 
Engagement frei haben, brauchen sie vor allem hoch-
wertige und an ihren Bedürfnissen ausgerichtete Be-
treuungsangebote, wie z. B. Ganztagskitas und Ganz-
tagsschulen.
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DER ARBEITS- UND GESUNDHEITS-
SCHUTZ HAT EINE NEUE
QUALITÄT IM SAARLAND 

Der betriebliche Arbeits- und Gesundheitsschutz hat 
über gesetzliche Vorgaben hinaus eine neue Qualität im 
Saarland: Die Spitzenvertreter von Verbänden, Kammern 
und Deutschem Gewerkschaftsbund unterzeichneten, 
gemeinsam mit Wirtschaftsministerin Anke Rehlinger und 
Justizminister Reinhold Jost, im Juli 2014 die Gründungs-
erklärung für ein Bündnis für Arbeits- und Gesundheits-
schutz. Die zuständigen Kontrollinstitutionen – das Lan-
desamt  für Umwelt- und Arbeitsschutz (LUA) und die 
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung – ergänzen das 
Bündnis. In der gemeinsamen Erklärung sind konkrete Ar-
beitsaufträge formuliert. Dabei sollen die Interessen von 
Beschäftigten und Arbeitgebern auf Grundlage nationa-
ler Gesetze und Verordnungen in einem kontinuierlichen 
Prozess sinnvoll miteinander verknüpft  werden. Die von 
Bund, Ländern und Unfallversicherungsträgern entwi-
ckelten Arbeitsprogramme der Gemeinsamen Deutschen 
Arbeitsschutzstrategie (GDA) werden dabei von den Un-
terzeichnern als wichtige Handlungshilfe für betriebliche 
Verbesserungen unterstützt.

Die Partner haben sich darauf verständigt, durch gemein-
same Aktivitäten die Unternehmen dabei zu unterstützen, 
Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit zu verbessern.
Dies stets verbunden mit den Zielen, den Krankenstand 
zu senken, Fachkräfte zu binden, neue zu gewinnen und 
dadurch die Wettbewerbsfähigkeit der Saarwirtschaft zu 
fördern. Durch die Bündelung der Ressourcen im Rah-
men eines gemeinsamen Verständnisses fördern sie, un-
ter Beteiligung betrieblicher Arbeitsschutzexperten und 
der Beschäftigten, die Effizienz der Maßnahmen und 
schaffen eine neue Vertrauensgrundlage im Arbeits- und 
Gesundheitsschutz. ü

ERSTE ARBEITSSCHUTZ-
KONFERENZ SAAR

Unter dem Motto „Gesund und sicher arbeiten“ fand  am 
30. September 2015 die „1. Arbeitsschutzkonferenz Saar“ 
statt. Mehr als 300 Vertreter aus Wirtschaft, Politik und Ver-
waltung (Bild 1) waren der Einladung des „Bündnisses für 
Arbeits- und Gesundheitsschutz Saar“ in die Saarbrücker 
Congresshalle gefolgt. 

„Die Veränderungen in der Arbeitswelt sind nur mit vor-
bildlichem Arbeits- und Gesundheitsschutz nachhaltig zu 
bewältigen. Auch braucht es leistungsfähige und qualifi-
zierte Fachkräfte. Zur Bewältigung des demografischen 
Wandels, von dem wir im Saarland besonders betroffen 
sind, muss Arbeit alters- und alternsgerecht gestaltet sein. 
Arbeitsschutz ist damit ein wichtiger Standortfaktor und 
echte Wachstumsvorsorge für das Saarland“, sagte Jus-
tizminister Reinhold Jost in seiner Eröffnungsansprache. 
Namhafte Experten aus Wissenschaft und Praxis setzten 
mit ihren Vorträgen und in praxisnahen Workshops zahl-
reiche Impulse.

So referierte u. a. Prof. Dr. Sascha Stowasser (Bild rechts) 
vom Institut für angewandte Arbeitswissenschaft zu dem 
Thema „Wirtschaft 4.0“: Konsequenzen für den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz“. Er führte aus, dass Industrie 
4.0 gegenwärtig vorwiegend unter technischen Gesichts-
punkten diskutiert wird. Aber in vielen Unternehmen sind 
die produktionstechnischen und arbeitsorganisatorischen 
Rahmenbedingungen für Industrie 4.0 oft noch nicht vor-
handen. Der Erfolg der Industrie 4.0 hängt jedoch sehr 
stark von den arbeitsorganisatorischen Leitplanken ab. 
Wie sehen die Arbeitsinhalte, der Arbeitsschutz und die 

Arbeitsorganisation sowie die Führung vor Ort aus? Wel-
che neuen Berufsbilder entstehen und wie muss eine ad-
äquate Ausbildung aussehen? Wie wirken sich der demo-
grafische Wandel und die älter werdenden Belegschaften 
auf den Arbeitsschutz in der Industrie 4.0 aus? Denn der 
Mensch wird auch weiterhin durchführende, steuernde 
und überwachende Tätigkeiten ausführen. Die menschen-
leere Fabrik wir es nicht geben. 

ME SAAR-PRÄSIDENT OSWALD BUBEL
zur Arbeitsschutzkonferenz:

„Arbeits- und Gesundheitsschutz hat in den Betrieben einen hohen 
Stellenwert und wird erfolgreich umgesetzt: Seit Anfang der 90er 
Jahre wurde die Quote der Arbeitsunfälle halbiert und die Zahl der 
Beschäftigten, die aus gesundheitlichen Gründen vorzeitig aus-
scheiden, ist um 40 Prozent zurückgegangen. Die Firmen wissen, 
dass ihre Erfolge auch das Betriebsklima und die Motivation verbes-
sern. Gerne unterstützen wir die Unternehmen dabei, diese Erfolge 
fortzusetzen. Mit der Arbeitsschutzkonferenz machen wir auch öf-
fentlich deutlich, dass wir diesen Weg im Konsens mit allen anderen 
Beteiligten engagiert weiter beschreiten.“

 ARBEITSGESTALTUNG UND 
BETRIEBSORGANISATION
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Viele Fragen erwachsen rund um die Beschäftigten und den Arbeits-

schutz in der Industrie 4.0. Prof. Stowasser sprach sich für eine fach-

liche Diskussion der Vision „Arbeit in der Industrie 4.0“ aus.
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VERBANDSSTATISTIKEN

Die Ergebnisse von Benchmarks liefern wichtige Infor-
mationen für die Unternehmensleitung: Sie dienen der 
Positionsbestimmung für das eigene Unternehmen, er-
möglichen eine kennzahlenbasierte Analyse der Stär-
ken und Schwächen und geben zugleich Anregungen 
zur Weiterentwicklung des eigenen Unternehmens. 
Dies gilt auch für die regelmäßigen statistischen Ver-
öffentlichungen des Verbandes. Dabei konzentrieren 
wir uns auf arbeits- und personalpolitische Fragen wie 
beispielsweise Beschäftigtenstrukturen, Demografie, 
Entgeltstrukturen und Ausfallzeiten. Die hohe Beteili-
gung unserer Mitgliedsunternehmen an diesen Bench-
marks zeigt uns das Interesse der Betriebe an dieser 

Verbandsdienstleistung. Besonders geschätzt werden 
die betriebsspezifischen Auswertungen, bei denen das 
Management die eigenen betrieblichen Daten, gespie-
gelt an den Durchschnittswerten anderer Unternehmen 
in der Region, in ihrer Branche beziehungsweise ihrer 
Betriebsgrößenklasse erhält. Darüber hinaus unterstüt-
zen die Ansprechpartner des Verbandes auf Nachfrage 
die Betriebe sowohl bei der Interpretation der Bench-
mark-Ergebnisse als auch bei der Analyse und  Bewer-
tung der betriebsindividuellen Situation. Damit wird ein 
Beitrag zur Weiterentwicklung des jeweiligen Mitglieds-
unternehmens geleistet. 
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Anzahl Betriebe 2014

Aufgabenbezogener Entgeltbenchmark

 

Referenzaufgaben - Branchen und Betriebsgrößen Stichprobe: Bund

Referenzaufgabe: Instandhalter(-in) Mechanik - Elektrik Jahreseffiktiventgelt [€]
(Basis: 35 h/Woche West, 38 h/Woche Ost)

Betriebsgrößen*

Branchen*

1 bis 99 Beschäftige
100 - 249 Beschäftigte
250 - 499 Beschäftigte
500 - 999 Beschäftigte

1000 und mehr Beschäftigte

industrienahe Dienstleistungen
Elektrotechnik

Herstellung von Metallerzeugnissen
Maschinenbau

Gießereien
Sonstige M+E-Branchen

Straßenfahrzeugbau

*grafische Darstellung bei einer Mindestanzahl von 5 Beschäftigten und 3 Betrieben
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29   32    38,4    39,7    46   55     81         357

28   35    40,6    41,8    51   59    146        796

29   41    45,8    45,1    53   62    155     1.748

32   45    50,4    46,0    57   65      97     3.030

29   38    43,2    45,3    48   53      64     2.105

27   31    39,1    40,9    48   59      66        587

29   38    45,4   52,9     53   62    582   16.959

30   39    44,0    50,9    50   58    702    18.281

28   39    44,9    51,7    51   60    717   18.085

28   41    51,6    62,8    58   69      93     7.178

30   40    47,1    48,9    52   60    134     1.848

29   37    43,0    45,5    50   58    118     1.886

34   38    38,3    41,4    43   55        6        131

40   45    50,9    56,2    57   68    115   12.488

33   41    49,4    44,1    54   62      85     1.570
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Ein Teilergebnis der aufgabenbezogenen Auswertung der Verdiensterhebung im Jahr 2014:  Der Jahresverdienst für die Erledigung der  Ar-
beitsaufgabe „Instandhalter/-in Mechanik/Elektrik“  beträgt 45.404 Euro als Medianwert im bundesweiten Vergleich. Davon  gibt es allerdings 
erhebliche Abweichungen, die weitergehende regionale und branchen- bzw. betriebsgrößenbezogen Analysen zeigen.

Im Laufe der letzten Jahre hat insbesondere die aufgabenbezogen Auswertung immer mehr Zuspruch erfahren. An der Datenerhebung
beteiligen sich zuletzt bundesweit rund 1.000 Mitgliedsunternehmen der M+E Verbände mit knapp 300.000 Beschäftigten.
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BILDUNG UND 
QUALIFIZIERUNG
Die Metall- und Elektroindustrie in Deutschland gehört 
mit ihren rund 3,75 Millionen Beschäftigten – darunter 
210.000 Auszubildende – zu den leistungsstarken, inno-
vativen Industrien des Landes. Die eigene Ausbildung 
von Fachkräften ist und bleibt der Schwerpunkt in der 
Nachwuchssicherung. Unsere Aufgabe ist es, diese 
Prozesse durch Bildungsangebote, Netzwerkaktivitäten 
und Projekte entlang der Bildungskette zu unterstützen 
und Brücken zu regional und bundesweit agierenden Bil-
dungsakteuren zu schlagen. 

INITIATIVE MIT WIRKUNG:
DAS HAUS DER KLEINEN
FORSCHER 

2015 gab es gleich zwei herausragende Ereignisse, die 
wir als Netzwerkpartner der Stiftung „Haus der kleinen 
Forscher“ im Saarland feiern konnten: 
Über 120 Kinder im Alter zwischen drei und zehn Jahren 
haben am 10. Juni 2015 einen ganzen Tag lang in der    
 „Saarbrücker Wissenswerkstatt“ Zukunftsfragen erforscht 
und dabei Themen wie Architektur, Stadtplanung, Mobi-
lität und Energie unter die Lupe genommen. Zusammen 
mit der „Wissenswerkstatt Saarbrücken“ beteiligten wir 

uns mit diesem Forschertag an der bundesweiten Aktion 
 „Tag der kleinen Forscher“ und am jährlich stattfindenden  
 „Wissenschaftsjahr“ des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung. Ein großes Medienecho, viele begeister-
te Kinder, Erzieher/innen, Lehrkräfte und Eltern zeugten 
vom Erfolg der Aktion. 
Im Juli 2015 zeichneten wir gemeinsam mit der Stiftung  
 „Haus der kleinen Forscher“ und Bildungsminister Ulrich 
Commerçon die Evangelische Kita Bischmisheim zu ei-
nem „Haus der kleinen Forscher“ aus (siehe Foto unten). 
Das Besondere daran: es war bundesweit die 2000. Kita, 
die zum wiederholten Male zertifiziert wurde und damit 
zugleich deutlich macht, das Naturwissenschaften und 
Technik elementare Bestandteile ihres Bildungsauftrages 
sind. 

Seit 2009 setzen wir die bundesweite Bildungsinitiative 
im Saarland um. Mit Erfolg: Mittlerweile nehmen rund 65 
Prozent der saarländischen Kitas und 41 Prozent der 
Grundschulen an unseren Fortbildungen teil. Über 900 
Fachkräfte setzen die Bildungsinhalte somit im Kita- und 
Schulalltag um. Im Bundesländervergleich erzielen wir 
damit für das Saarland die höchsten Teilnahmequoten 
in ganz Deutschland. 

BERUFSORIENTIERUNG XXL
– DER NEUE M+E-INFOTRUCK  

Groß,  stark,  innovativ:  Gemeinsam  mit  der  saarländi-
schen  Bildungsstaatssekretärin  Andrea Becker  eröff-
neten wir am 25. September 2015 den neuen M+E-Info-
Truck in Saarbrücken. Im Rahmen einer Premierentour 
stellten wir den 430 PS starken und 17,5 Meter langen 
Truck der Öffentlichkeit vor. 

Auf 80m² informiert der Truck Schülerinnen und Schüler 
über die vielfältigen Ausbildungsmöglichkeiten in unse-
rer Branche und unterstützt damit Schulen, Lehrkräfte 
und Schüler im Berufskundeunterricht und bei der kon-
kreten Berufswahlentscheidung. Der zweigeschossi-
ge Truck setzt mit neuesten Multimedia-Anwendungen 
und  anschaulichen Experimentierstationen Maßstäbe 
für moderne Berufsinformation. Der  neue Truck löst die 
bewährten InfoMobile  ab, die bereits  seit  25  Jahren an 
Schulen  im Einsatz sind.

SCHULEWIRTSCHAFT: 
WIR VERNETZEN SCHULEN
UND BETRIEBE VOR ORT 

Um das Verständnis für wirtschaftliche Zusammenhänge 
bei Jugendlichen zu stärken und die Zusammenarbeit 
zwischen Schulen und Unternehmen zu fördern, enga-
gieren sich Lehrkräfte, Schulleiter, Ausbilder, Personaler 
und Bildungsakteure in den Arbeitskreisen unserer Lan-
desarbeitsgemeinschaft SCHULEWIRTSCHAFT. Diese 
sind Treffpunkt, Plattform und Ideenschmiede für viel-
fältige Aktivitäten und Kooperationen am Übergang 
Schule-Beruf. Hinzu kommt, dass alle Beteiligten auf ein 
bundesweites Netzwerk zurückgreifen und sich über 
die Landesgrenzen hinaus über gelungene Projekte 
und Praxisbeispiele austauschen können. Im Dialog mit 
den Schulen können Unternehmen im Saarland dazu 
beitragen, eine Brücke zwischen Theorie und Praxis zu 
bauen und ihre Schulkooperationen zu intensivieren, um 
sich den Nachwuchs von morgen zu sichern. Neben 
regelmäßigen Treffen und organisierten Schul- und Be-
triebsbesichtigungen, unterstützt SCHULEWIRTSCHAFT 
Schulleitersymposien, bietet themenbezogene Fortbil-

dungen und Workshops an und stärkt die regionalen 
Vernetzungsstrukturen vor Ort.  

DAS BERUFSWAHL-SIEGEL:
INITIATIVE FÜR SCHULEN MIT 
HERAUSRAGENDER
BERUFSORIENTIERUNG
 
Mit dem Berufswahl-SIEGEL sollen gezielt schulische 
Entwicklungspotenziale gestärkt und Schulen systema-
tisch bei der Verbesserung ihrer beruflichen Orientie-
rung begleitet werden. Die Auszeichnung wird an Schu-
len für ihr herausragendes Engagement für Berufs- und 
Studienorientierung verliehen. Bewerben können sich 
alle allgemeinbildenden weiterführenden Schulen im 
Saarland. Diese werden nach Einreichen ihres Bewer-
bungsbogens bewertet und bei positiver Beurteilung 
zum Audit zugelassen. Experten aus Wirtschaft, Schule 
und Beratung begutachten die Umsetzung des ange-
gebenen Schulkonzepts vor Ort. Im Oktober 2016 kön-
nen bereits die ersten saarländischen SIEGEL-Schulen 
ausgezeichnet werden. Partner unserer SCHULEWIRT-
SCHAFT-Initiative sind die Bundesagentur für Arbeit, die 
Handwerkskammer, die Industrie- und Handelskammer, 
das Landesinstitut für Pädagogik und Medien sowie das 
Bildungs- und das Wirtschaftsministerium. Am 15. Sep-
tember 2015 unterzeichneten die Partner eine gemein-
same Kooperationsvereinbarung für das Berufswahl-
SIEGEL Saarland. Die operative Umsetzung liegt in den 
Händen des Vereins ALWIS e. V. Die Initiative ist mit 
dem Auszeichnungsverfahren Mitglied im bundeswei-
ten Netzwerk Berufswahl-SIEGEL der Bundesarbeitsge-
meinschaft SCHULEWIRTSCHAFT. 

 

ME SAAR: PARTNER DER
BILDUNGSPOLITIK 

Bei unseren Bildungsaktivitäten können wir auf eine enge 
Zusammenarbeit mit den saarländischen Bildungsakteu-
ren bauen. Gemeinsam wollen wir die Entwicklungspo-
tenziale von Kindern und Jugendlichen heben und damit 
deren Bildungsbiografie stärken. 
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Tausenden droht ab Montag bei
Kleinblittersdorf ein Dauer-Stau

Lokalteil Saarbrücken > Seite C 3

Nummer 187/188 / G 6024
Ausgabe Saarbrücken-Mitte

Einzelpreis Deutschland 1,80 €

Frankreich 1,90 € / Luxemburg 2,00 €
numéro de CPPAP: 0316 U 87718
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Der Fußball-Bundesliga droht die große Langeweile
Standpunkt > Seite A 4; Sport > Seite D 1

Die einzige Hufschmiedindes SaarlandesThemen des Tages > Seite A 2
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Werden Sie unser Leser-Reporter und schicken Sie unsIhre Tippsals Sprachnachricht an:(06 81) 59 59 800aus dem Ausland:(0049 681) 59 59 800per E-Mail:leser-reporter@sol.de

„Sie ist eine sehr guteFrau, mir gefällt sie.“Die Ghanaerin Ophelya Adé
über die Bundeskanzlerin.
Die in Hannover lebende

Asylbewerberin hat ihrer Tochter
aus Dankbarkeit den Vornamen

Angela Merkel gegeben.
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POLITIK

USA eröffnen heuteBotschaft auf KubaDrei Wochen nach Wiederauf-
nahme bilateraler Beziehungen

zu Kuba eröffnen die USA wie-
der eine Botschaft. > Seite A 3

WIRTSCHAFT
Saarländischer Lyonerbleibt geschütztDer „saarländische Lyoner“ ge-

nießt auch in Zukunft europa-
weit Markenschutz. Die 3000

Euro für die Gebühren sind zu-
sammen. > Seite A 7

SAARLAND
Tierschutzbund willmehr für Tierheime tunDie Tierheime stoßen an ihre

Grenzen, klagt der neue Lan-
desvorstand des Deutschen

Tierschutzbundes. Die Lage zu
verbessern, ist sein wichtigstes

Anliegen. > Seite B 1Neun Jahre Haft für MesserstecherWeil er seine Frau mit 39 Mes-
serstichen getötet hat, muss

ein 32-Jähriger neun Jahre
hinter Gitter. > Seite B 1

SPORT

FCS-Trainer Götz bittet um Geduld Der 1. FC Saarbrücken ist gut in
die Regionalliga-Saison gestar-

tet, braucht laut Trainer Götz
aber „noch Zeit“. > Seite D 2

PANORAMA
Brite pendelt zwischenLondon und BarcelonaWeil ihm die Mieten in London

zu hoch waren, ist ein Brite
nach Barcelona gezogen. Von

dort aus pendelt er. > Seite D 6
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LESERHINWEIS
Wegen des Feiertages Mariä
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SZ erhalten Sie am Montag.
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*Maßeinheit für den Energieverbrauch, zum Beispiel bei der Stromerzeugung oder Verbrennungsprozessen.

Wo wird die Energie verbraucht ?
Was wird verbraucht ?

Insgesamt 12 928 Millionen Tonnen Öleinheiten* im Jahr 2014

(1)einschließlich ehemaliger UdSSR

Angabenin Prozent

Angabenin Prozent

SZ-INFOGRAFIK/ACM/QUELLE: BP/GLOBUS 10406 

Grafik des Tages: Der Energieverbrauch in der Welt

Offenbach. Im Kita-Tarifstreit

will die Gewerkschaft Verdi mit

der Vorbereitung von neuen

Streiks beginnen. Es gebe eine

„klare Weichenstellung auf eine

Eskalation des Konflikts“, sagte

Verdi-Chef Frank Bsirske gestern

nach dem ergebnislosen Ende der

Verhandlungen mit den Arbeit-

gebern in Offenbach. Er sehe kei-

ne andere Möglichkeit, als sich

„sehr konkret“ mit der Fortset-

zung der Streiks zu beschäftigen.

Trotz der verhärteten Fronten

wollen Gewerkschaften und Ar-

beitgeber ihre Gespräche Anfang

Oktober fortsetzen. afp/dpa

Verdi beginnt mitVorbereitung vonneuen Kita-Streiks 

Mallorca-Urlauber müssen ab 2016
Touristen-Abgabe zahlen

Palma de Mallorca. Der Urlaub

auf Mallorca oder Ibiza wird

demnächst teurer. Die Balearen

machen ernst und wollen im

kommenden Jahr eine Touristen-

Abgabe einführen. Sie solle ein

bis zwei Euro pro Tag und pro Ur-

lauber betragen, kündigte der

Tourismusminister der spani-

schen Inselgruppe, Biel Barceló,

in einem Interview an. Mit der

Einziehung soll voraussichtlich

Ende 2016 – nach der Hauptsai-

son – begonnen werden. Die Ein-

nahmen werden sich Barceló zu-

folge zwischen 50 und 100 Millio-

nen Euro bewegen. Sie sollen

wieder in den Tourismus inves-

tiert werden. Von Mai 2002 bis

Oktober 2003 mussten Urlauber

schon einmal eine Abgabe zahlen.

Sie wurde von der Reisebranche

heftig bekämpft und schließlich

wieder abgeschafft. 
dpa

Spaß am Strand von Mallorca kos-

tet Touristen bald mehr. FOTO: DPA

Explosionen in chinesischer Stadt bringen Tod und Zerstörung

Ausgebrannte Autos, wohin das Auge blickt – es ist

nur eines der schockierenden Bilder, die nach einer

Serie von Explosionen im chinesischen Tianjin das

Ausmaß der Zerstörung zeigen. Am Morgen danach

sah die Gegend aus wie ein Kriegsgebiet. Mindes-

tens 50 Menschen starben, rund 700 wurden ver-

letzt, als in einem Lagerhaus für Gefahrgut Spreng-

stoff detonierte. > Seite D 6: Bericht FOTO: BAKER/AFP

Saarbrücken. Wirtschaftsminis-

terin Anke Rehlinger (SPD) sieht

den Stahl-Standort Saarland in

Gefahr. Er habe gegen Überkapa-

zitäten auf den Märkten, anhal-

tenden Preisverfall und strenge

Vorgaben aus Brüssel zum Klima-

schutz zu kämpfen. Diese Vorga-

ben seien teil-weise zweifel-haft und gefähr-deten auch hochtechnologischeArbeitsplätze ander Saar. „Mandarf die Schrau-be nicht über-drehen“, sagteRehlinger unse-rer Zeitung. Kri-tik aus der Wirtschaft an ihrer Po-

litik wies die Ministerin zurück.

Sie stehe mit der Arbeitgeber-

und Arbeitnehmerseite in ständi-

gem Kontakt. Das Land habe ein

Gesamtkonzept für die Region

mit Priorität Bildung. Zudem

müsse sich das Saarland durch

Dauerarbeitsverhältnisse aus-

zeichnen. > Seite A 7: Interview ts

Ministerin Rehlingersorgt sich um denStahl-Standort Saarland
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Anke
Rehlinger

Paris/Saarbrücken.Die Finanzämter vie-
ler Staaten sind nachEinschätzung der Or-

ganisation für wirt-
schaftliche Zusam-

menarbeit und Ent-
wicklung (OECD)

nicht ausreichendausgestattet, um die
Steuererklärungenvon Reichen zu prüfen. Eine

gestern bekannt gewordene
Studie über die Steuerverwal-

tung in 56 Ländern kommt zu
dem Schluss, dass nur ein

Drittel von ihnen spezielle
Abteilungen für wohlhabende

Steuerzahler geschaffen ha-
ben. Dies sei „überraschend“,

weil das Vermögen dieser
Gruppe weltweit deutlich ge-

wachsen sei. Als reich gelten
in dem Bericht Einzelperso-

nen mit einem Vermögen von
mehr als einer Million Dollar

(rund 900 000 Euro). Bereits 2009 hatte die
OECD Sonder-Abteilungen

für Reiche empfohlen, da de-
ren Steuerangelegenheiten

häufig sehr komplex seien und
es um hohe Beträge gehe. Al-

lerdings hatten Ende 2013 nur
17 der 56 untersuchten In-

dustrie- und Schwellenländer
entsprechende Stellen einge-

richtet, auch in Deutschland
gibt es keine. Zugleich verfü-

gen die Spezial-Abteilungen
in nur fünf Staaten auch über

die nötigen Mittel, um „recht
ansehnliche“ Überprüfungen

vorzunehmen, teilte die
OECD mit. Anders sieht es bei

großen Unternehmen
aus: Für deren Steuer-

angelegenheiten gibt
es in 85 Prozent der

Länder spezielle Fach-
abteilungen.Nach Ansicht des

Deutschen Gewerk-
schaftsbundes ist die

mangelhafte Organisa-
tion nur ein Teil des

Problems. „Ebenso
schwerwiegend ist der Man-

gel an ausreichend qualifizier-
tem Personal“, sagte Vor-

standsmitglied Stefan Kör-
zell. Zudem sei das Steuer-

recht für Reiche „kaum noch
administrierbar“ – Grund da-

für seien höchst komplizierte
Ausnahmeregelungen, die

Reiche bevorzugten. Der Chef der Deutschen
Steuergewerkschaft, Thomas

Eigenthaler, sagte der SZ, es
fehlten 15 000 bis 20 000 Fi-

nanzbeamte und Steuerprü-
fer, um Wohlhabende gerech-

ter besteuern zu können. Ver-
mögende würden derzeit nur

alle sieben Jahre kontrolliert.
„So etwas zehrt an der Steuer-

gerechtigkeit, denn die Men-
schen mit niedrigen Einkom-

men bekommen den Ein-
druck: Der Ehrliche ist der

Dumme.“ > Seite A 5: Inter-
view und Meinung dpa/kol

Steuerprüfungvon Reichen oft mangelhaft OECD: Behörden sollten
bei Wohlhabenden genauer hinschauen

Eine neue Studie kritisiert die
Steuersysteme vieler Länder:
Zu häufig könnten Reiche
Steuern vermeiden oder hin-
terziehen – auch in Deutsch-
land. Laut Steuergewerk-
schaft fehlen hierzulande bis
zu 20 000 Finanzbeamte. 
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Thomas Eigenthaler
Bouillon ruft in Flüchtlingskrise

Bundeswehr zur Hilfe 
Lebach. Innenminister

Klaus Bouillon (CDU)
bittet die Bundeswehr

um Hilfe bei der Versor-
gung der Flüchtlinge in

der Landesaufnahme-
stelle Lebach. Als Ein-

satzmöglichkeiten der
Soldaten nannte er die

Verpflegung der Flücht-
linge mit warmen Mahl-

zeiten sowie die medizinische

Versorgung. Das Landeskomman-

do der Bundeswehr bestä-
tigte, dass im Verteidi-

gungsministerium derzeit
„zwei Amtshilfe-Ersuchen

zur Verbesserung der Un-
terbringungs- sowie der

Versorgungssituation der
Flüchtlinge“ geprüft wer-

den. Bouillon will zudem
Landesbedienstete, die in

Hilfsorganisationen aktiv

sind, für den Einsatz freistellen. 

> Seite B 2: Berichte
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Klaus 
Bouillon

Neunkirchen. Fußball-Oberligist

Borussia Neunkirchen steht im

Kampf gegen die Insolvenz vor

neuen Problemen. Es sind vier

unbekannte Konten aufgetaucht.

Deren Entdeckung zögert den

Jahresabschluss hinaus. Ohne

den gibt es keinen Kredit, um die

laufenden Kosten zu decken.

> Seite D 1: Bericht
mak

TraditionsvereinBorussia Neunkirchenvor Zahlungsunfähigkeit
Saarbrücken. Eine Serie von mehr

als 20 Einbruchsdiebstählen im

Regionalverband Saarbrücken,

bei der zwischen Oktober 2013

und Februar 2015 ein Schaden

von rund 20 000 Euro entstand,

ist mutmaßlich aufgeklärt. Die

Polizei konnte fünf Tatverdächti-

ge im Alter zwischen 21 und 38

Jahren identifizieren. 
red

Saarländische Polizei klärt Serievon Einbrüchen auf 

Heute erwärmt sich die Luft am Tage

auf 24 bis 26 Grad. Dazu ist der Him-

mel stark bewölkt mit örtlichen

Schauern. Der Wind weht mäßig aus

südwestlichen Richtungen.
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Gewinnwahrscheinlichkeit
Gewinnkl. 1 = 1 : 95 Millionen
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Infos unter www.saartoto.de

online tippen!
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Rückruf-Aktion 

für Range Rover

London. Der britische Luxus-

Autobauer Jaguar Land Rover

hat in Deutschland 5420 Fahr-

zeuge des Modells Range Ro-

ver aus dem Produktionszeit-

raum 2006 bis 2012 in die

Werkstätten zurückgerufen.

Die Bremsschläuche müssten

ausgetauscht werden. dpa

Energieriese Gazprom

mit Gewinnsprung

Moskau. Der russische Gasmo-

nopolist Gazprom hat auch

wegen des Wertverfalls des

Rubel für das erste Quartal

2015 einen starken Gewinn-

sprung gemeldet. Der Konzern

habe von Januar bis März ei-

nen Überschuss von 382,1 Mil-

liarden Rubel (etwa 5,5 Milli-

arden Euro) erwirtschaftet.

Das sei 71 Prozent mehr als vor

Jahresfrist, so Gazprom. dpa
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Caterer ärgert sich über Jobcenter

Chefin vermutet Schikane – Jobcenter weist diesen Vorwurf zurück

Saarbrücken. Ein gängiges Vorur-

teil bringt Birgit Fricke auf die

Palme: Wer Hartz IV bezieht,

macht es sich in der sozialen

Hängematte bequem und liegt

nur auf Staatskosten auf dem So-

fa. Quatsch, sagt die Firmenche-

fin des Catering-Service Dinner

for One. Sie hat mehrere Mitar-

beiterinnen, die sich neben Hartz

IV noch auf 450-Euro-Basis ein

Zubrot verdienen. „Und sie ha-

ben kein Problem, schon mal um

fünf oder sechs Uhr morgens auf

der Matte zu stehen, oder abends

auch mal länger zu machen“, sagt

Fricke. „Sie sind engagiert und

wollen arbeiten.“ 

19 Mitarbeiter hat Fricke, drei

davon fest angestellt. Der Rest ar-

beitet auf 450-Euro-Basis. Gera-

de wegen des großen Engage-

ments ihrer Mitarbeiterinnen är-

gert sich Fricke über die Ausei-

nandersetzungen, die diese mit

dem Jobcenter haben. immer

wieder kämen Mahnungen, dass

die Lohnabrechnungen nicht

vorliegen, immer wieder werde

der Bezug gekürzt oder einge-

stellt. Und immer wieder gebe es

Sanktionen, weil Mitarbeiterin-

nen nicht zu Beratungsterminen

über andere Jobs kämen.

„Ich reiche jeden Monat meine

Abrechnungen ein“, versichert

Stefanie Keßler. Trotzdem kä-

men Mahnungen, dass diese

nicht vorliegen. „Und dann wird

der Bezug gestrichen“, sagt Keß-

ler. Fricke vermutet Schikane

und sagt, dass sie nun selber aktiv

Stundenabrechnungen an das

Jobcenter schickt, so dass diese

doppelt vorlägen.

Den Vorwurf der Schikane al-

lerdings weist Thomas Olig, Spre-

cher des Jobcenters in Saarbrü-

cken zurück. Tatsächlich sei es

ein Problem, dass bei Mini-Jobs

die Abrechnungen häufig nicht

ans Jobcenter geschickt würden.

Druck gebe es allerdings erst,

wenn diese mehrere Monate aus-

blieben. Zu den konkreten Fällen

will er aus Datenschutz-Gründen

nicht Stellung nehmen. Den Vor-

stoß Frickes, die Abrechnungen

selber zu schicken, begrüßt Olig.

Zwar sei eigentlich der Kunde der

Ansprechpartner, aber auf diese

Weise könne solcher Ärger ver-

mieden werden. Gerade Leis-

tungskürzungen seien für beide

Seiten unerfreulich, seien aber

nur der letzte Weg, wenn Unter-

lagen partout nicht beigebracht

würden. 
Ein weiterer Kritikpunkt von

Dinner-for-One-Mitarbeiterin

Keßler ist aber auch, dass sie im-

mer wieder ins Jobcenter gebe-

ten werde, „um meine berufliche

Zukunft zu klären“. Sie wolle aber

gar nichts anderes machen –

schon wegen ihrer Kinder, die

vier, zehn und 16 Jahre alt sind.

„Als alleinerziehende Mutter ist

das der ideale Job für mich“, sagt

sie. Auch signalisiert Fricke, dass

später einmal eine Umwandlung

des Mini-Jobs in eine Teilzeit-

stelle möglich sei.

Ein Hartz-IV-Bezug in Kombi-

nation mit Mini-Job dürfe keine

Dauerlösung sein, sagt dagegen

Olig. Schon aus Fürsorgepflicht

sei es deshalb Aufgabe der Bera-

ter, den Kunden immer wieder

Alternativen in einer sozialversi-

cherungspflichtigen Beschäfti-

gung aufzuzeigen. Denn ein Mini-

Job bietet keine Altersabsiche-

rung: „Die Betroffenen steuern so

auf eine Altersarmut zu“, sagt

Olig. „Wir bitten Unternehmen

mit vielen Mini-Jobbern immer

wieder, diese in Teilzeitbeschäfti-

gungen umzuwandeln“, sagt Olig.

Dafür gebe es auch immer wieder

finanzielle Förderungen. Doch all

zu häufig bliebe es bei den Fir-

men bei Lippenbekenntnissen,

sagt er. 

Wer neben dem Hartz-IV-Bezug

einen Mini-Job annimmt, muss

seine Einkünfte zeitnah beim Job-

center melden. Nicht immer

klappt das reibungslos, zeigt ein

akutelles Beispiel.

Wer beim Caterer arbeitet, muss

flexibel sein – auch mit einem Mi-

ni-Job. FOTO: FOTOLIA

Von SZ-Redakteur 

Joachim Wollschläger

Saarbrücken. Nach der Verei-

nigung Saarländischer Unter-

nehmensverbände (VSU) ver-

misst auch die Industrie- und

Handelskammer (IHK) ein

Gesamtkonzept der Landesre-

gierung zur Weiterentwick-

lung der Region. „Ein solches

Konzept liegt leider noch nicht

vor“, kritisiert IHK-Präsident

Richard Weber. 

Nur so könne man eine ver-

bindliche Finanzplanung bis

2020 ableiten und wisse die

Wirtschaft, wie viel Geld in

den Handlungsfeldern des

Landes am Ende des Jahr-

zehnts noch zur Verfügung

steht. Bei Investitionen von

Land und Kommunen liege das

Saarland deutlich unter dem

Schnitt anderer Bundesländer.

In den Kommunalsteuern ent-

wickele man sich „mehr und

mehr zum Hochsteuerland für

Unternehmen“. Die Regierung

müsse bei den Kommunen auf

eine maßvolle Steuerpolitik

hinwirken. „Die Saarwirt-

schaft hat wegen der über-

durchschnittlichen Gewerbe-

steuersätze schon eine Son-

derlast von über 40 Millionen

Euro jährlich zu tragen.“

Die Grünen im Landtag ver-

missen eine stärkere Vernet-

zung von Wirtschaft und Wis-

senschaft durch eine zukunfts-

fähige Clusterpolitik. Eine

nachhaltige Förderung wichti-

ger Bereiche wie dem Ener-

gie-, Automotive-, Informatik-

oder Bio- und Nanotechnolo-

giesektor sei nicht zu sehen, so

Fraktionschef Hubert Ulrich.

Auch er und Linken-Frakti-

onschef Oskar Lafontaine ver-

missen ein Konzept. Lafontai-

ne hält es für „verantwor-

tungslos“, den Ingenieurwis-

senschaften an der Uni Kür-

zungen zuzumuten. „Das Saar-

land braucht gut ausgebildete

Ingenieure und eine Universi-

tät als leistungsfähiges Ent-

wicklungszentrum.“ Der Vor-

wurf der VSU, Wirtschaftsmi-

nisterin Anke Rehlinger (SPD)

gehe gewerkschaftsnahe und

arbeitnehmerfreundliche

Themen an, sei „Lobbyisten-

Gerede“. Der Niedriglohn-

Sektor sei viel zu hoch.

Eugen Roth, Chef des Saar-

DGB, warnt davor, Industrie

und Mittelstand gegeneinan-

der auszuspielen. Die Indust-

rie vergebe jährlich Milliar-

denaufträge an den Mittel-

stand. Um beide Bereiche

kümmere sich die Ministerin

gleichermaßen. Hans-Peter

Kurtz, wirtschaftspolitischer

Sprecher der SPD-Landtags-

fraktion, sagt, Rehlinger habe

die Modernisierung des Mit-

telstands-Förderungsgesetzes

zur Chefsache gemacht. Das

Gesetz werde bundesweit das

Modernste sein, betont Bernd

Wegner, Handwerkskammer-

Präsident und Chef der CDU-

Mittelstandsvereinigung.

Als Reaktion auf die Kritik

kündigt Ministerpräsidentin

Annegret Kramp-Karrenbauer

(CDU) ein Gespräch mit den

Spitzen der Saar-Wirtschaft

im September an. Man habe

bisher vertrauensvoll mit der

Wirtschaft zusammengearbei-

tet. Das wolle man beibehalten

und Bedenken ausräumen,

sagte sie unserer Zeitung.

Saar-Regierung soll

Gesamtkonzept vorlegen 

Wirtschaft und Opposition vermissen Vision für das Land

Die Kritik der Vereinigung

Saarländischer Unternehmens-

verbände (VSU) an der Landes-

regierung, ihr fehle ein schlüs-

siges Gesamtkonzept zur Wei-

terentwicklung des Landes und

die Wirtschaft habe einen zu

geringen Stellenwert (SZ vom

9. August), löst zahlreiche Re-

aktionen aus. 

Von SZ-Redakteur

Thomas Sponticcia

Berlin. Für Fernbusse wird von

Verkehrspolitikern aus Union,

SPD und Grünen sowie von

Bahnvertretern in Deutschland

eine Maut gefordert. Die Busse

müssten wie andere Verkehrs-

mittel einen Beitrag zur Finan-

zierung der Fernstraßen leisten,

lautet das Argument. Bundesver-

kehrsminister Alexander Dob-

rindt (CSU) hat jedoch nach eige-

nen Angaben „keine Pläne zur

Einführung einer Fernbusmaut“.

Der Busunternehmerverband

BDO warnte davor, den gerade

angestoßenen Wettbewerb zu

bremsen. Über die Mineralöl-

steuer komme der Bus für die ihm

zuzurechnenden Kosten für die

Straßennutzung auf.

Seit der Marktöffnung des Lini-

enverkehrs für Fernstrecken An-

fang 2013 werden Fernbusse im-

mer beliebter. Im vergangenen

Jahr zählte die Branche etwa 19

Millionen Fahrgäste. dpa

Politiker streiten um

Einführung einer 

Maut für Fernbusse

Fernbusse werden bei den Kunden immer beliebter. FOTO: IMAGO

IG Metall: Imtech-Pleite gefährdet

120 Arbeitsplätze in Illingen

Illingen. Die Insolvenz des Gebäu-

deausstatters Imtech hat auch

Auswirkungen auf das Saarland.

Nach Angaben der Verwaltungs-

stelle Neunkirchen der Gewerk-

schaft IG Metall sind in der Nie-

derlassung Illingen rund 120 Mit-

arbeiter betroffen. Im Jahr 2001

habe die Imtech die Niederlas-

sung von „Rheinelektra“ in Illin-

gen übernommen. In der vergan-

genen Woche war die Imtech

Deutschland in die Insolvenz ge-

rutscht. Nicht davon betroffen ist

der niederländische Mutterkon-

zern Royal Imtech. In die Schlag-

zeilen war die Insolvenz geraten,

weil damit auch das skandal-

trächtige Projekt des neuen

Hauptstadtflughafens BER in

Berlin wieder in Schwierigkeiten

gerät. Die Geschäftsführung lässt

von einer Arbeitsgruppe prüfen,

ob die geplante BER-Eröffnung

im zweiten Halbjahr 2017 noch

zu schaffen ist. 

Die IG Metall befürchtet, dass

die Imtech-Insolvenz gleichge-

setzt wird mit den Verzögerun-

gen am BER. „Hier sollen für Ma-

nagementfehler die Mitarbeiter

in Illingen bluten, obwohl der

Standort und die Beschäftigten in

Berlin gar nicht tätig sind“, so der

1. Bevollmächtigte der Verwal-

tungsstelle, Jörg Caspar. Die

Kanzlei des vorläufigen Insol-

venzverwalters Peter Borchardt

gab trotz Anfrage keine Stellung-

nahme ab. 
red/low

Starinvestor Buffet landet mit 34

Milliarden Euro einen Rekordkauf

Omaha. Warren Buffett hat seine

bislang größte Übernahme einge-

fädelt: Berkshire Hathaway, die

Beteiligungsfirma des

Starinvestors, schluckt für

etwa 37,2 Milliarden Dol-

lar (knapp 34 Milliarden

Euro) den Flugzeug-Zu-

lieferer Precision Cast-

parts Corp (PCC), wie die

Unternehmen gestern

mitteilten. In der Bewer-

tung ist eine Schulden-

übernahme enthalten, oh-

ne die PCC auf etwa 32

Milliarden Dollar taxiert würde.

Der Kaufpreis beträgt 235 Dollar

pro Aktie und soll in bar bezahlt

werden. „Ich habe PCC’s Betrieb

schon lange bewundert“, ließ

Buffett verlautbaren. Precision

Castparts produziert Bauteile

wie Gasturbinen für

Flugzeughersteller und

andere Industrieunter-

nehmen. Auch in der me-

dizinischen Anwendung

ist das Unternehmen ver-

treten – unter anderem

mit nahtlosen Rohren,

Zylinderfiltern und Zer-

kleinerpumpen. Der Fir-

mensitz soll nach dem

Eigentümerwechsel in

Portland, Oregon, bleiben. Die

Aktien des Unternehmens stie-

gen im New Yorker Handel um

fast 19 Prozent. 
dpa
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vorher

Holzdecken aus den 80er 

Jahren drücken heute vielen Men-

schen auf´s Gemüt, weil sie Räume 

dunkel und trist erscheinen lassen. 

Meist fehlende oder schlechte Be-

leuchtung trägt zum Übel zusätzlich 

bei!

perfekte Lösung bekommen 

Sie mit flexiblen Decken von Plame-

co! Diese werden in nur einem Tag 

montiert! Möbel können stehen 

bleiben. Die alte Decke kann drin 

bleiben! Beleuchtung kann nach 

Wunsch integriert werden.

Besuchen Sie die Ausstellungen:

 Niedstr. 53 und 

 Kaiserstr. 83

von Mo. bis Fr. 10 bis 17 Uhr

und 
 Winterbacher

Str. 10 von Mi. bis Fr. 10 bis 17 Uhr.

Oder rufen Sie an: 0 68 35/9 35 01! 

Internet: www.plameco-saar.de

Plameco-Fachbetrieb Ralf Kindt

Anzeige 

SCHON GEHÖRT?

hte Wände, nasse Keller

jeden Hausbesitzer. Ein Problem, das

und Sulfatausblühungen werden beseitigt

tung

Bruchwiesenstr. 4

hören? Trotz Ihrer guten Lesebrille 

ist es schwierig die Zeitung zu lesen? 

Bei Augenerkrankun-

gen wie AMD, Diabe-

tes oder grauem Star 

hilft nur eine auf Ihre 

Augen speziell ange-

passte vergrößernde 

Brille. Wir sind auf 

diesem Spezialgebiet 

der Optik tätig. In 

vielen Fällen können 

wir helfen, obwohl die Betroffenen

schon jede Hoffnung verloren ha-

ben.

Vereinbaren Sie einen

Beratungstermin:

Optik Mudrack

Inh. Uwe Hoff

Rathausstraße 53

66333 Völklingen

Tel. (0 68 98) 2 49 69

„Neue“ Haustüre ohne Herausreißen

Die PORTAS-Haustürrenovierung

In nur einem Tag ohne Stemm- und Verputzarbeiten,

sauber, praktisch und bequem! Sicherheitseinrichtungen wie 3-Punkt-Verriegelungen

sind möglich. Eine PORTAS-Haustürrenovierung spart bares Geld. Durch Anbrin-

gen einer wärmedämmenden Vor-

satzplatte und hochwertigen Iso-

lierglasscheiben senken Sie die

Energieverluste drastisch. POR-

TAS gestaltet Ihre alte Haustüre

ganz nach Ihren Wünschen.

PORTAS
Rufen Sie uns an oder

besuchen Sie unsere

PORTAS-Ausstellung:

Boßmann GmbH

Bous

Tel. (06834) 1054
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Verdi bangt bei Post 

um Montagszustellung

Bonn. Die Gewerkschaft Verdi

sieht angesichts von Sparmaß-

nahmen die Montagszustel-

lung der Post in Gefahr. Bei ei-

ner Sitzung des Briefvorstands

sei das Thema angesprochen

worden, teilte Verdi mit. Ein

Postsprecher wies die Darstel-

lung zurück. „An der Sechs-Ta-

ge-Zustellung ändert sich

nichts“, betonte er. dpa

Russland: Importverbot

soll nicht ewig gelten

Krasnodar. Im Sanktionsstreit

mit dem Westen will Russland

nicht unbegrenzt Lebensmit-

tel aus der EU und den USA

verbieten. Das russische Im-

portverbot sei zwar kürzlich

um ein Jahr verlängert wor-

den, „doch wird es nicht ewig

gelten“, sagte Regierungschef

Dmitri Medwedew gestern.

Daher sollten russische Her-

steller das Zeitfenster nutzen,

um ihre Produktion zu stär-

ken. 
dpa
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Dillinger Stahl für Rotterdamer Brücke

Europas größte Hubbrücke ist mit Stahl aus Dillingen gebaut. Das teil-

te die Dillinger Hütte gestern mit. Für die jüngst eröffnete Botlek-

Brücke über die Maas im Hafen von Rotterdam lieferte das Dillinger

Unternehmen rund 9000 Tonnen Grobbleche. Die kombinierte Ei-

senbahn- und Straßenbrücke gehört mit 1243 Meter Länge zu den

größten Hubbrücken der Welt. FOTO: EIFFEL DEUTSCHLAND STAHLTECHNOLOGIE

Westport/Hyvinkaa. Der US-Ma-

schinenhersteller Terex, der

Mutterkonzern des deutschen

Kranbauers Demag, geht mit dem

finnischen Unternehmen Kone-

cranes zusammen. Das teilten die

Konzerne gestern mit. 

Der fusionierte Konzern mit

rund 32 000 Mitarbeitern welt-

weit soll Konecranes Terex hei-

ßen und seinen Sitz in Finnland

haben. Der Sinn der Fusion liege

vor allem in größerer Wettbe-

werbsfähigkeit gegenüber Riva-

len aus den Schwellenländern,

die mit niedrigeren Kosten pro-

duzierten, hieß es. 

Zusammen hätten die beiden

Unternehmen 2014 einen Um-

satz von rund 10 Milliarden US-

Dollar erwirtschaftet, wie es wei-

ter hieß. Terex ist der deutlich

größere Partner der beiden Un-

ternehmen mit rund 7,3 Milliar-

den Dollar Umsatz. 

Auf die Standorte im Saarland

und in Zweibrücken werde die

beschlossene Fusion keine Aus-

wirkungen haben, teilte eine

Sprecherin von Terex-Demag auf

Anfrage mit. 
dpa/jam

Demag-Mutterkonzern

Terex fusioniert mit

finnischem Kranbauer 

Gericht vertagt Prozess 

zur Höll-Insolvenz

Saarbrücken. Der Strafprozess

gegen den früheren Geschäfts-

führer des Saarbrücker Wurs-

therstellers Höll wurde gestern

nach wenigen Minuten auf unbe-

stimmte Zeit vertagt. Die Anklage

wirft dem 41 Jahre alten Michael

T. Insolvenzverschleppung vor.

Der frühere Geschäftsführer des

Traditionsunternehmens soll

erst im am 20. September 2011

Insolvenzantrag gestellt haben,

obwohl Höll bereits seit Anfang

Juli 2011 nicht mehr in der Lage

gewesen sei, seine Verbindlich-

keiten zu erfüllen. Bei Stellung

des Insolvenzantrages war nur

noch eine Liquidität in Höhe von

2,72 Millionen Euro vorhanden.

Im anschließenden Insolvenz-

verfahren meldeten 1797 Gläubi-

ger dagegen Forderungen in Hö-

he von 24,96 Millionen Euro an. 

Der Angeklagte Ex-Geschäfts-

führer des Familienunterneh-

mens mit ehemals 320 Mitarbei-

tern in Saarbrücken weist den

Vorwurf der Insolvenzverschlep-

pung zurück. Er betonte, der In-

solvenzantrag sei rechtzeitig ge-

stellt worden. Bis dahin sei Höll

nicht insolvenzreif gewesen. Es

habe jeweils mündliche Stun-

dungsvereinbarungen mit den

einzelnen Gläubigern gegeben.

Ob und inwieweit diese Angabe

stimmt, wird nun von den Fi-

nanzermittlern geklärt. Das

Strafverfahren wurde deshalb bis

auf Weiteres ausgesetzt. wi 

Mannheim. Die Konjunkturer-

wartungen deutscher Finanzex-

perten haben einen weiteren

Dämpfer erhalten. Der Indikator

des Zentrums für Europäische

Wirtschaftsforschung (ZEW) fiel

im August um 4,7 Punkte auf 25,0

Zähler, teilte das ZEW mit. Der

Indikator erreichte den niedrigs-

ten Wert seit November. dpa

Konjunkturerwartungen

fallen auf Tiefstand

Nalbach. Der Nalbacher Stahl-

und Walzwerks-Ausrüster Pla-

koma hat Insolvenzantrag ge-

stellt, um das Unternehmen in

Eigenverwaltung zu sanieren.

Das geht aus einer Veröffentli-

chung des Amtsgerichts Saar-

brücken hervor. Mit der Sanie-

rung hat das Gericht den St.

Ingberter Rechtsanwalt Franz

Abel beauftragt. Die bisherige

Geschäftsführung bleibt im

Amt. Der für einen solchen Fall

vorgesehene Sachwalter ist der

Saarbrücker Rechtsanwalt

Günter Staab. 

Sowohl Abel als auch Staab

sind zuversichtlich, dass das

Unternehmen eine Zukunft

hat. „Plakoma hat hervorragen-

de Technologien“, sagt Abel.

Bei einem Großauftrag mit der

Dillinger Hütte im Wert von

rund 60 Millionen Euro habe

sich der Mittelständler „aller-

dings etwas verhoben“, so der

Sanierungsbeauftragte. Dort ist

Plakoma einer der wichtigsten

Zulieferer für die neue Strang-

gießanlage, die derzeit im Bau

ist und in die die Dillinger Hüt-

te mehr als 300 Millionen Euro

investiert. Es sei das Ziel aller,

den Auftrag in Dillingen frist-

gerecht zu Ende zu bringen, be-

tont Abel. Staab sagt, dass nicht

nur das Unternehmen erhalten

bleiben soll. Es sollen auch

möglichst viele der 150 Arbeits-

plätze gerettet werden. 

Im Rahmen des Verfahrens

wird ein Insolvenzplan erstellt

und auf einen Vergleich mit den

Gläubigern hingearbeitet. Die-

se sogenannten Schutzschirm-

Verfahren sind erst seit März

2012 möglich, als das Gesetz

zur weiteren Erleichterung der

Sanierung von Unternehmen

(ESUG) in Kraft trat. Innerhalb

von drei Monaten kann Plako-

ma unter Aufsicht des Sachwal-

ters einen Sanierungsplan er-

stellen, der anschließend als

Insolvenzplan umgesetzt wird.

Innerhalb dieser drei Monate

dürfen außerdem keine Voll-

streckungsmaßnahmen durch-

geführt werden. Abel geht da-

von aus, dass das gesamte Ver-

fahren noch in diesem Jahr ab-

geschlossen werden kann und

dass Plakoma dann so positio-

niert ist, „dass es wieder funk-

tioniert“.

Das Unternehmen, das 1969

von Ernst Braun und Rudolf

Schirm in Dillingen als Inge-

nieurbüro gegründet worden

war, um Weiterverarbeitungs-

anlagen für die saarländische

Stahlindustrie zu entwickeln,

ist in den vergangenen Jahren

stark gewachsen. Seit 2007

wurden am jetzigen Standort in

Nalbach knapp zwölf Millionen

Euro investiert. Unter anderem

wurde eine neue Halle gebaut

und mit hochwertigen Maschi-

nen ausgestattet. 30 der inzwi-

schen 150 Arbeitsplätze sind in

dieser Zeit geschaffen worden.

In Stahl- und Walzwerken

werden von Plakoma konstru-

ierte und gebaute Anlagen un-

ter anderem eingesetzt, wenn

Stahlbrammen – das Vorpro-

dukt für Bleche – gekühlt, zuge-

schnitten oder gewendet wer-

den. Traditioneller Großkunde

von Plakoma ist die saarländi-

sche Stahlindustrie. Der Markt

des Mittelständlers ist Europa.

Stahlprofi Plakoma wird saniert

Nalbacher Ausrüster stellt Insolvenzantrag – Bei Großauftrag „etwas verhoben“

Der Stahl- und Walzwerks-Aus-

rüster Plakoma soll im Rahmen

eines Insolvenzverfahrens sa-

niert werden. Der damit beauf-

tragte Anwalt Franz Abel geht

davon aus, dass die Firma dann

wieder eine Chance hat.

Von SZ-Redakteur

Lothar Warscheid

Bei Plakoma ist nichts von der Stange. Das Unternehmen beliefert

Stahl- und Walzwerke. FOTO: ROLF RUPPENTHAL

Saarbrücken. Trotz der massiven

Kritik der Vereinigung Saarländi-

scher Unternehmensverbände

(VSU), der Industrie- und Han-

delskammer (IHK) und der Op-

position im Landtag an der Wirt-

schaftspolitik der Landesregie-

rung bezeichnet die Saar-SPD ih-

re Wirtschaftspolitik als erfolg-

reich. Dies betont deren General-

sekretärin Petra Berg. Diese Poli-

tik sei erfolgreich. Das treffe auch

auf den Dialog mit Arbeitgeber-

und Arbeitnehmervertretern zu.

Die SPD habe beide Seiten im

Blick. Berg nennt als Beispiele ein

Programm zur Betreuung von

Langzeitarbeitslosen (A-Saar) so-

wie das Mittelstands-Förde-

rungsgesetz. „Soziale Marktwirt-

schaft ist möglich. Arbeitneh-

merinteressen und Unterneh-

mensstrategien können mit der

SPD in Einklang gebracht wer-

den“, so Berg. Gute Beschäfti-

gungsverhältnisse und motivier-

te Mitarbeiter seien der Garant

für eine stabile Wirtschaft. ts

Saar-SPD lobt eigene

Wirtschaftspolitik als

sehr erfolgreich
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Fremdenfeindliche Hetze 
nach Gewalttat in Dirmingen

Landespolitk/Region > Seite B 2

14-Jähriger ist Deutschlands 
jüngster Student

Hochschule > Seite B 5
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POLITIK

Fraktionschef Kauder
unter Beschuss
In der Unionsfraktion wächstder Unmut über FraktionschefVolker Kauder. Der hatte zuvorgedroht, Abweichler abzustra-fen. > Seite A 5

WIRTSCHAFT

RWE-Konzern steht 
vor radikalem Umbau
Der Energieriese RWE willdurch einen Umbau schlankerund schlagkräftiger werden.Damit reagiert der Konzernauf die Belastungen durch dieEnergiewende. > Seite A 6 

SAARLAND

Vize-Polizeichef von
Aufgaben entbunden
In der Betrugsaffäre um Beam-te der Saarbrücker Polizeiin-spektion St. Johann ist der Vi-ze-Inspektionsleiter von sei-nen Dienstpflichten entbun-den worden. > Seite B 1

Streit in Lothringen 
über Gebietsreform
Im Vorfeld der französischenGebietsreform ist ein Vertei-lungskampf um Behördensitzein mehreren lothringischenund elsässischen Städten ent-brannt. > Seite B 3

SPORT

Trainer Pep Guardiola
braucht seine Spieler
Bayern-Trainer Pep Guardiolasteht in dieser Saison mehrdenn je unter Druck. Vieleshängt davon ab, wie seine Spie-ler zu ihm stehen. > Seite D 1

Anschlag auf Bus 
von Hertha BSC
Der Mannschaftsbus von Her-tha BSC ist beschossen wor-den. Die Hintergründe der Tat,bei der niemand verletzt wur-de, sind unklar. > Seite D 1

PANORAMA

13-Millionen-Jackpot
geht nach Hessen
Ein junges Wiesbadener Ehe-paar mit Kind hat den Lotto-Jackpot mit gut 13,7 MillionenEuro gewonnen. „Es war daslängste Wochenende meinesganzen Lebens“, sagte derNeu-Millionär. > Seite D 6
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ErdumlaufbahnSonne
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Mai
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November

Maximum:
13. August, von 8.30 bis 11 Uhr Beste Beobachtungszeit:In der Nacht vom 12. auf den 13. August

Perseidenschwarm  
bis 14. August Komet Swift-Tuttle

verliert auf seiner Bahn
große Mengen von Gas

und Staubteilchen
(Meteoroide)

Die Erde durchquert 
bzw. streift das Gebiet 
mit vielen Meteoroiden

Grafik des Tages: Kosmisches Feuerwerk

SZ-INFOGRAFIK/ACM/QUELLE: IMO

Karlsruhe. Die Bundesanwalt-schaft hat die Ermittlungen we-gen des Verdachts des Landesver-rats gegen Journalisten der SeiteNetzpolitik.org eingestellt. Beiden von ihnen veröffentlichtenInformationen über den Verfas-sungsschutz handele es sich nichtum ein Staatsgeheimnis, hieß es.Die Justiz sucht aber weiter nachden Informanten der Blogger. DieAffäre um die Ermittlungen hat-ten nach einem Zerwürfnis mitJustizminister Heiko Maas (SPD)zur Entlassung von Generalbun-desanwalt Harald Range geführt.> Seite A 5: Bericht dpa

Generalbundesanwalt
stellt Ermittlungen

gegen Netzpolitik.org ein

ISS-Astronauten verspeisenerstmals im All gezüchteten Salat 
Washington. Ein großer Biss fürdie Menschheit: Astronauten derInternationalen Raumstation ISShaben sich gestern erstmals imAll gezüchteten Salat schmeckenlassen. Der US-Amerikaner ScottKelly und zwei Kollegen stießenmit den Salatblättern an und pro-bierten das mit Olivenöl und Bal-samico verfeinerte Grünzeug. Diehistorischen Bissen wurden livevom Fernsehsender der Welt-raumbehörde Nasa übertragen.„Schmeckt gut, irgendwie wie Ru-cola“, befand Kelly. 
Nasa-Wissenschaftler sehendie Salat-Verkostung rund 400

Kilometer über der Erde als wei-teren Schritt für eine bemannteMission zum Mars. Astronautenkönnten in Zukunft auf ihrer Rei-se durch den Weltraum Gemüseanbauen und damit ihre Lebens-mittelversorgung zum Teil selbstbestreiten. Frisches Obst und Ge-müse wie Blaubeeren, Tomatenund Salat könnten zu einer besse-ren Stimmung beitragen und vorder Strahlung im All schützen,sagte Nasa-Wissenschaftler RayWheeler. Die Astronauten hattenden roten Römersalat in einemspeziellen Gewächskasten mitdem Namen Veg-01 angebaut. afpHEUTE MIT
Hochschule > Seite B 5

Verkehrs-Chaos in Saarbrücken nach Autobahn-Sperrung

Da ist Geduld gefragt: Am ersten Tag der Sper-rung der Stadtautobahn A 620 in RichtungSaarlouis zwischen Malstatt und Gersweiler

staute sich der Verkehr gestern bis zur An-schlussstelle St. Arnual. Auch auf der Umlei-tungsstrecke durch Burbach kam der Verkehr

nur äußerst schleppend voran. Die Sperrungwegen Bauarbeiten dauert noch bis zum 30.August. > Seite B 1: Bericht FOTO: BECKER&BREDEL

Halle/Frankfurt. Der deutscheStaat ist einer Studie zufolgeselbst bei einem komplettenAusfall der griechischen Schul-den ein großer Gewinner derKrise. Von 2010 bis heute habeder Fiskus über 100 MilliardenEuro an Zinszahlungen ge-spart, weil durch die Krise dieAnleihenrenditen stark san-ken, heißt es in einer Untersu-chung des Leibniz-Instituts fürWirtschaftsforschung (IWH).Die Einsparungen seien höherals die rund 90 Milliarden Eu-

ro, die Griechenland Deutsch-land direkt und indirekt zumBeispiel über den Europäi-schen Stabilitätsmechanismusschulde. „Deutschland hat alsoin jedem Fall von der Griechen-land-Krise profitiert“, teiltedas IWH, eines der renom-miertesten Forschungsinstitu-te des Landes, gestern mit. Die Erklärung der Forscher:Mit der Krise hätten Anlegeraus aller Welt besonders siche-re Anlagen gesucht. Dabeistanden die deutschen Staats-schulden ganz vorne auf derListe der sicheren Häfen. Au-ßerdem pumpte die Europäi-sche Zentralbank Milliarden inden Markt. Die hohe Nachfragedrückte dann die Rendite derAnleihen. Die Folge: Deutsch-land konnte auslaufendeStaatsanleihen mit Anleihen

ersetzen, für die viel niedrigereZinsen als üblich fällig werden.Weitere Wissenschaftler be-stätigten die Studie gestern mitEinschränkungen. „NichtDeutschland profitiert von denNiedrigzinsen, sondern dieverschuldeten öffentlichenKörperschaften, also Bund,Länder und Kommunen“, sagteder Wirtschaftsweise Lars Feldder „Frankfurter AllgemeinenZeitung“. Was der Steuerzahleran Zinsaufwand spare, büßtenauf der anderen Seite die Bür-ger als Sparer ein. „Die Sparersind deutlich mehr geschädigt,das muss man gegenrechnen“,betonte Feld. Eine „Umvertei-lung von den Bürgern zumStaat“ beklagte auch der Präsi-dent des Zentrums für Euro-päische Wirtschaftsforschung,Clemens Fuest. dpa/afp

Deutschland ist Gewinner
der Griechenland-KriseStudie: Zins-Vorteile übersteigen mögliche Risiken deutlich

Fehlen Deutschland Milliardenin der Kasse, wenn Griechen-land seine Schulden nicht tilgt?Nein, das Gegenteil stimmt,sagt eine neue Studie. Denn dieKrise entlaste den Bundes-haushalt enorm. Die Bürgerprofitieren allerdings nicht. 

Saarbrücken. Die Verfolgung vonParksündern mit ausländischenKennzeichen wird aus Sicht derStadt Saarbrücken und des Lan-
desverwaltungs-
amtes durch eine
EU-Richtlinie ex-
trem erschwert.
Die Daten der
Fahrzeughalter
dürfen demnach
nicht mehr auto-
matisch von Da-
tenbanken abge-
fragt werden. In
Saarbrücken exis-tierte dazu sogar im Juli im zu-ständigen Ordnungsamt eine in-terne Verfügung, die erst nach ei-nem Machtwort von Oberbürger-meisterin Charlotte Britz (SPD)aufgehoben wurde. Das Landes-verwaltungsamt als zentrale Buß-geldbehörde stellte im laufendenJahr die meisten Verfahren gegenParksünder aus Frankreich ein. > Seite A 3: Bericht, Meinung mju 

Französische Parksünder
haben im Saarland
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Britz

Saarbrücken. Die saarländischeMinisterpräsidentin AnnegretKramp-Karrenbauer (CDU) lädtdie Spitzenvertreter der Saar-Wirtschaft unmittelbar nach derSommerpause Anfang Septemberzu einem Gespräch in die Staats-kanzlei ein. Die Einladungen
würden noch in
dieser Woche ver-
schickt, sagte
Kramp-Karren-
bauer gestern zur
SZ. Sie reagiert
damit auf die in
unserer Zeitung
geäußerte Kritik
der Vereinigung
Saarländischer
Unternehmens-verbände (VSU), der Regierungfehle ein Gesamtkonzept zurWeiterentwicklung des Saarlan-des. Zudem hat die Wirtschaftnach Ansicht der VSU innerhalbder Regierung einen zu geringenStellenwert. Unterdessen ver-misst auch die Industrie- undHandelskammer ein Gesamtkon-zept. Der DGB wiederum siehtdie Interessen der Industriebe-triebe und des Mittelstandes inder Regierung gleichermaßen ge-wahrt. > Seite A 7: Bericht ts

Kramp-Karrenbauer lädt
Wirtschaft nach Kritik
zu Spitzengespräch ein
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A. Kramp-
Karrenbauer Düsseldorf. Nach den Kita-Dau-erstreiks vor den Sommerferiendrohen Eltern vermutlich in derzweiten Oktoberhälfte weitereZumutungen. Im Falle erneuterStreiks setzt Verdi-Chef FrankBsirske auf unberechenbarereund noch „spürbar einschneiden-dere Streikformen“. Wenn die Ar-beitgeber nicht einlenkten, müssees „mehr Stress“ geben, sagte ergestern. > Seite A 3: Bericht dpa

Neue Kita-Streiks 
wohl ab Mitte Oktober 

Istanbul. In der Türkei eskaliertdie Gewalt: Eine Serie von An-schlägen in der Millionenmetro-pole Istanbul und im Südostendes Landes hat gestern mindes-tens neun Menschen das Lebengekostet. UN-GeneralsekretärBan Ki Moon verurteilte den Ter-ror. Er sei zutiefst besorgt. > SeiteA 2: Bericht, Meinung afp/dpa

Viele Tote bei 
neuer Welle der Gewalt

in der Türkei 

Heute scheint verbreitet die Sonne,immer wieder begleitet von einigenWolken. Die Höchsttemperaturenbetragen 26 bis 29 Grad, und derWind weht schwach bis mäßig.
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Gamescom endet 

mit Besucherrekord

Köln. Mit einem Besucherre-

kord ist die Computerspiele-

Messe Gamescom gestern in

Köln zu Ende gegangen. Nach

Angaben der Veranstalter

strömten an fünf Tagen rund

345 000 Menschen auf das

Messegelände, so viele wie nie

zuvor. Im vergangenen Jahr

waren es 335 000 Besucher.

Die Gamescom ist die weltweit

größte Messe für Computer-

und Videospiele. Sie gilt zu-

dem als Europas wichtigste

Business-Plattform. Bei der

Messe zeigten 800 Unterneh-

men aus mehr als 40 Ländern

ihre Neuheiten. 
dpa

Bund fördert Einbau

neuer Heizungsanlagen

Berlin. Die Bundesregierung

will ab kommendem Jahr ein

Effizienzlabel für Heizungsan-

lagen einführen, um den Aus-

tausch alter Heizkessel zu be-

schleunigen. Dies geht aus ei-

nem Gesetzesentwurf des

Bundeswirtschaftsministeri-

ums hervor, über den die

„Welt“ auf ihrer Internetseite

berichtete. Demnach soll das

Kabinett den Gesetzesentwurf

am Mittwoch beschließen. Das

neue Label soll Verbraucher

besser über den Effizienzsta-

tus ihrer Heizkessel informie-

ren und die Motivation erhö-

hen, alte Heizkessel auszutau-

schen. Pro Jahr würden nur

drei Prozent aller Heizgeräte

ersetzt, heißt es dem Bericht

zufolge in dem Gesetzesent-

wurf. In diesem Tempo würde

es 25 Jahre dauern, bis alle un-

sanierten Heizungsgeräte ver-

schwunden seien. 
afp

Lufthansa und UFO 

verlängern Gespräche

Frankfurt. Im Tarifkonflikt

zwischen der Lufthansa und

der Flugbegleitergewerkschaft

UFO haben sich beide Seiten

darauf verständigt, ihre Ver-

handlungen zu verlängern. An-

statt bis Anfang September

sollen die Gespräche nun bis

zum 1. November fortgesetzt

werden, wie der Konzern und

die Gewerkschaft gestern mit-

teilten. Die Lufthansa räumte

in einer Erklärung ein, dass die

Konfliktparteien bei einigen

Themen „noch deutlich ausei-

nander“ lägen. „Aber wir ha-

ben den ernsthaften Willen,

Einigungen zu erreichen“, sag-

te Personalvorstand Bettina

Volkens. Ein Knackpunkt der

Verhandlungen ist die betrieb-

liche Altersvorsorge. 
afp

Ex-Porsche Chef muss

im Herbst vor Gericht

Stuttgart. Der Prozess gegen

den früheren Porsche-Chef

Wendelin Wiedeking und sei-

nen ehemaligen Finanzchef

Holger Härter soll am 22. Ok-

tober beginnen. Für die Ver-

handlung sind 25 Fortset-

zungstermine bis zum 26. Feb-

ruar 2016 festgelegt. Der Vor-

wurf lautet Marktmanipulati-

on. Die Staatsanwaltschaft

wirft Wiedeking und Härter

vor, Anleger zwischen 2007

und 2009 nicht ausreichend

über Porsches Pläne zum Ein-

stieg bei Volkswagen infor-

miert zu haben. 
dpa
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Saarbrücken. Oswald Bubel är-

gert sich. Der Präsident der

Vereinigung Saarländischer

Unternehmensverbände (VSU)

bereitet gerade den nächsten

Unternehmertag im Herbst

vor. Doch mit der bisher ange-

kündigten Präsenz der Politik

ist er überhaupt nicht zufrie-

den. Zwar habe Ministerpräsi-

dentin Annegret Kramp-Kar-

renbauer (CDU) ihr Kommen

angekündigt, aber ansonsten

„glänzten“ saarländische Bun-

des- und Landespolitiker durch

Abwesenheit. „In den letzten

Jahren war die Politik immer

nur spartanisch vertreten“,

stellt Bubel fest. Obwohl die

Gelegenheit bestehe, sich mit

200 Unternehmern auszutau-

schen, Probleme zu hinterfra-

gen. In anderen Bundesländern

werde davon regen Gebrauch

gemacht, im Saarland nicht.

Dies sei mittlerweile ein

zentrales Problem, auch für die

Zukunftsfähigkeit des Wirt-

schaftsstandortes Saar. Denn

die fehlende Aufmerksamkeit

setze sich bis in die Spitze der

Landespolitik fort. Die Wirt-

schaft mit ihren Anliegen habe

einen zu geringen Stellenwert

in der Landesregierung. Das se-

hen sowohl Bubel als auch

VSU-Hauptgeschäftsführer

Joachim Malter so. Sowohl die

CDU als auch die SPD inner-

halb der großen Koalition küm-

merten sich zu wenig um die

Wirtschaft und

verlässliche

Perspektiven

für die Unter-

nehmen.

Die zuständi-

ge Ministerin

Anke Rehlinger

sei als SPD-

Mitglied zudem

auffallend häu-

fig in gewerk-

schaftsnahen und arbeitneh-

merfreundlichen Themen un-

terwegs. Sie betreibe jetzt

schon Wahlkampf, was man da-

ran sehen könne, wie sie die

Debatte um die Zukunftsfähig-

keit des Saarlandes führt. Diese

werde zu stark auf die Industrie

verengt. Daraus dürfe keine

Kampagne werden. Denn, so

Bubel: „Mit der Industrie allei-

ne können wir nicht überle-

ben.“ Der VSU-Präsident erin-

nert an die starke Rolle des Mit-

telstandes. Auch, wenn es da-

rum geht, Arbeitsplätze zu si-

chern und neue zu schaffen.

„Die Wirtschaftskraft und ihre

Dynamik kommen aus den Be-

trieben. Das ist eine Leistung

der Unternehmen, nicht der

Politik“, stellt Bubel klar. Auch

die Erfolge am Arbeitsmarkt

seien in erster Linie den Unter-

nehmen zuzuschreiben. 

Aufgabe der Landesregierung

müsse es sein, den bestehenden

Unternehmen verlässliche,

langfristig planbare und opti-

male Rahmenbedingungen zu

schaffen. Zumal

man an der Saar

nicht mehr auf

größere An-

siedlungen hof-

fen könne. „Aus

der Sicht der

Unternehmen

ist nicht er-

kennbar, dass

die Politik im

Land tolle Er-

folge vorzuweisen hat“, so Bu-

bel. Die Politik, sowohl im Land

als auch im Bund, konzentriere

sich derzeit auf Themen wie

Zeitarbeit, Leiharbeit und

Werkverträge. Noch strengere

Regeln in diesen Bereichen be-

hinderten Saar-Unternehmen

in ihrer Wettbewerbsfähigkeit.

„Wenn Zeitarbeiter bei der Dil-

linger Hütte, bei Ford und an-

derswo gleich bezahlt werden

wie die Stammbelegschaft: wo

ist dann eigentlich das Prob-

lem?“, fragt Bubel. „Je mehr die

Norm und die Einzelfallgerech-

tigkeit im Vordergrund stehen,

desto komplizierter werden die

Strukturen. Man darf das Kor-

sett nicht zu eng schnüren. Das

ist nicht förderlich für die Zu-

kunft der Saarwirtschaft“,

warnt der VSU-Präsident. 

Bubel fordert auch Minister-

präsidentin Annegret Kramp-

Karrenbauer zum Handeln auf.

Sie müsse ihre Richtlinienkom-

penz wahrnehmen, zumal sich

viele Ziele der an der Regierung

beteiligten Ressorts zur Wei-

terentwicklung des Landes wi-

dersprächen. 

So laufe auch die Bildungspo-

litik in die falsche Richtung.

Immer mehr junge Leute wähl-

ten naturwissenschaftliche Fä-

cher ab. „Wir müssen techni-

sche Fächer wie Chemie und

Physik an allgemeinbildenden

Schulen stärken, auch in den

Leistungskursen.“ Mit der

Schwächung der Ingenieurwis-

senschaften an der Saar-Uni

fehlten den Unternehmen

Nachwuchskräfte. Bubel fragt

auch, was die Kommunalauf-

sicht des Innenministeriums

leistet. Diese dulde eine immer

höhere Verschuldung der Saar-

Kommunen. Wenn man Perso-

nal für Kindertagesstätten

massiv erhöht, müsse man an

anderer Stelle sparen. „Im

Saarland hat immer noch fast

jede Kommune ihren Bauhof

und alle paar Kilometer gibt es

auch eine Feuerwehr.“ Das pas-

se alles nicht zusammen. 

„Keine tollen Erfolge im Land“

VSU-Präsident Bubel: Wirtschaft hat in der Landesregierung zu geringen Stellenwert

Die Saar-Wirtschaft vermisst

ein schlüssiges, auch langfristig

tragbares Gesamtkonzept der

Landesregierung zur Weiterent-

wicklung des Standortes. Man

dürfe nicht nur die nächste

Wahl im Blick haben, so Oswald

Bubel, Präsident der Vereini-

gung Saarländischer Unterneh-

mensverbände (VSU). Die Wirt-

schaft finde zu wenig Gehör. 

Von SZ-Redakteur

Thomas Sponticcia
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Berlin. Der Deutsche Gewerk-

schaftsbund (DGB) wirbt für wei-

tere Korrekturen am Mindest-

lohn. „Die Ausnahmen für Lang-

zeitarbeitslose sollten abge-

schafft werden“, sagte DGB-Chef

Reiner Hoffmann der Deutschen

Presse-Agentur. „Es hat sich ge-

zeigt, dass Langzeitarbeitslose

ihre Beschäftigungsperspektiven

damit nicht verbessern, ob sie

sechs Monate vom Mindestlohn

ausgenommen werden oder

nicht. Und ich halte es nach wie

vor für abstrus, dass Jugendliche

unter 18 Jahren nicht den Min-

destlohn erhalten.“ Das Risiko,

dass die Regelung missbraucht

werde, um den Mindestlohn zu

umgehen, sei in vielen Bereichen

groß. Nach Kritik vor allem der

Arbeitgeber wurden die Doku-

mentationspflichten gelockert.

Die bisherigen Korrekturen an

der Mindestlohnverordnung sind

für Arbeitgeberpräsident Ingo

Kramer „ein erster begrüßens-

werter Schritt“. DGB-Chef Hoff-

mann hält die bisherigen Korrek-

turen für sinnvoll. „Die Erleichte-

rung der Aufzeichnungspflicht in

bestimmten Branchen – gekop-

pelt an eine zwölfmonatige Be-

schäftigung – ist vertretbar“. dpa

DGB-Chef für 

weitere Korrekturen

am Mindestlohn 

Shop-Geschäft an Tankstellen leidet

Pächter verlieren Umsatz durch stark schwankende Benzinpreise 

Minden. Die Pächter von Tank-

stellen ärgern sich über die stän-

digen Preiswechsel an den Zapf-

säulen. Bis zu 14 Mal am Tag än-

dere sich der Kraftstoffpreis, sag-

te Sigrid Pook, Geschäftsführerin

des Bundesverbandes Tankstel-

len und Gewerbliche Autowäsche

Deutschland (BTG). Zwischen 17

und 19 Uhr koste der Sprit am we-

nigsten; die Preisdifferenz zum

Vormittag könne zehn Cent und

mehr betragen. „Das macht den

Betreibern zu schaffen, weil sie

im Shop auf ihren Frühstücksan-

geboten sitzenbleiben“, sagte

Pook. Viele Autofahrer steuerten

zum Tanken gezielt nachmittags

und abends die Tankstellen an.

Am Abend werde weniger ge-

kauft; die Kunden wollten dann

meist schnell von der Tankstelle

wieder herunter. Die Pächter ver-

lieren nach Angaben des Verban-

des so rund 1000 Euro Umsatz

monatlich im Backwaren-Seg-

ment, etwa für belegte Brötchen.

Weitere 300 Euro gehen beim

Umsatz mit Kaffee verloren. Die

Pächter wünschen sich für ihr

Shop-Geschäft einen stabilen

mittleren Preis, doch das ist nicht

realistisch. Der Treibstoffabsatz

ist seit Jahren rückläufig, die Zahl

der Tankstellen schrumpft lang-

samer. So wird der Wettbewerb

immer härter. Durch die Markt-

transparenzstelle des Bundes-

kartellamtes können die Auto-

fahrer zudem schnell und zuver-

lässig die günstigste Tankstelle

ansteuern.

Der Pächter einer Tankstelle

erwirtschaftet jährlich im Wes-

ten Deutschlands einen Gewinn

nach durchschnittlichen Anga-

ben des Verbands von 38 410 Eu-

ro, im Osten von 34 637 Euro.

Von diesem Gewinn stammen 57

Prozent aus dem Shop-Geschäft

und nur 18 Prozent aus den Pro-

visionen für den Benzin- und

Dieselverkauf. Der Rest entfällt

auf Autowäsche, Dienstleistun-

gen und Nebengeschäfte. Die

Shop-Umsätze liegen durch-

schnittlich bei 951 700 Euro im

Westen und 734 200 Euro im Os-

ten. Davon entfallen 61 Prozent

auf Zigaretten. 
dpa

Hamburg/Saarbrücken. 
Der

Nordeuropa-Chef der Billig-Tex-

tilkette Primark, Wolfgang Krog-

mann, hat das Geschäftsmodell

und die Produktionsbedingun-

gen seines Unternehmens vertei-

digt. Die Ware von Primark kom-

me aus den gleichen Fabriken in

Bangladesch oder Kambodscha

wie die der Mitbewerber, sagte

Krogmann dem „Spiegel“. Die

Bedingungen, unter denen die

Kette produzieren lasse, halte er

für „sehr gut“. Der Textildiscoun-

ter mit Hauptsitz in Dublin bietet

Kleidung zu extrem niedrigen

Preisen an. Die Kette unterhält

Läden in europäischen Ländern,

darunter in Deutschland. Eine

Filiale ist in Saarbrücken. afp

Primark-Manager:

Billig ist nicht

gleich böse 

Berlin. Nach Fehlberechnungen

bei Lebensversicherungen von

Ergo haben sich erste Kunden an

den Ombudsmann für Versiche-

rungen gewandt. Die Zahl der Be-

schwerden liege im unteren zwei-

stelligen Bereich, so der frühere

Bundesgerichtshof-Präsident

Günter Hirsch. Als Ombudsmann

schlichtet er Streit zwischen Ver-

sicherungen und Kunden. Es ge-

he um komplexe Systemfehler,

die ganz unterschiedliche Verträ-

ge und finanzrelevante Vertrags-

aspekte betreffen, so Hirsch. Er-

go hatte zugegeben, Hunderttau-

senden Kunden Erträge und Gut-

schriften falsch berechnet zu ha-

ben. Schuld seien fehlerhafte

Computerprogramme. 
dpa

Ergo-Kunden

wenden sich an

Ombudsmann

Fraport verschiebt Bauarbeiten am Frankfurter Flughafen 

Der Frankfurter Flughafenbetreiber Fraport

hat die für diese Woche geplanten Bauarbei-

ten an der Start- und Landebahn „Center“

vorerst abgesagt. Die Windverhältnisse seien

so unsicher vorhergesagt, dass nicht voraus-

zusetzen sei, dass heute die Startbahn West

durchgehend benutzt werden könne, erklärte

ein Fraport-Sprecher. Daher bestehe die Ge-

fahr von Engpässen, wenn die Bauarbeiten an

der anderen Bahn wie geplant durchgeführt

würden. Ursprünglich sollte die Centerbahn

gestern abend nach Betriebsende um 23 Uhr

gesperrt werden, um eine neue Asphaltdecke

aufzubringen. Am Donnerstag zu Betriebsbe-

ginn um 5 Uhr sollte die Bahn wieder zur Ver-

fügung stehen. 80 000 Quadratmeter sollen

erneuert werden, das entspricht laut Fraport

in etwa der Größe von zehn Fußballfeldern.

Der Austausch der vier Zentimeter dicken

Asphaltdecke ist etwa alle sechs bis sieben

Jahre notwendig. FOTO: DPA

Frankfurt. Die deutsche Industrie

warnt davor, das Thema Cyber-

Sicherheit beim Umbruch der

Produktionstechnik mit dem

Austausch riesiger Datenmengen

auf die leichte Schulter zu neh-

men. „Das wird noch unter-

schätzt, viele Unternehmen müs-

sen hier noch mehr tun“, sagt der

Präsident des Elektro- und Elekt-

ronikverbands ZVEI, Michael

Ziesemer. Sensible Informatio-

nen erforderten besonderen

Schutz, betonte er auch mit Blick

auf Hacker-Angriffe in der Auto-

branche: „Wir brauchen in den

Betrieben dringend bessere Si-

cherheitssysteme und klarere

Prozesse.“ Der finanzielle Scha-

den durch Hacker-Attacken kön-

ne enorm sein. 
dpa

Unternehmen kümmern

sich zu wenig 

um Datensicherheit

Anzeige 

Die vier Evangelien – von Walther Henßen

liebevoll in die

saarländische

Mundart

übertragen.
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Em Zimmermanns Jupp

sei Äldschder

Wie stark ist der Wille der Saar-
länder, trotz der Finanzproble-
me den Kampf um die Eigen-
ständigkeit des Landes mitzu-
tragen?
Rehlinger: Ich sehe eine große
Bereitschaft bei den Menschen.
Aber die Eigenständigkeit darf
nicht mit schlechteren Rah-
menbedingungen wie weniger
Bildungschancen oder noch
mehr Löchern in den Straßen
bezahlt werden. Wir müssen
trotz Schuldenbremse weiter
genug investieren können. Die
Schuldenbremse darf nicht
massiv auf die Investitions-Tä-
tigkeit drücken. Sie schafft Ge-
nerationen-Gerechtigkeit. Es
gehört auch zur Generationen-
Gerechtigkeit, dass wir unseren
Kindern keine marode Infra-
struktur hinterlassen.

Die Wirtschaft wirft dem Land
vor, kein Gesamtkonzept für die
nächsten Jahre inklusive einer
verlässlichen Finanzplanung zu
haben. Sie selbst sollen zu stark
auf Interessen der Industrie
konzentriert sein und so auch
Gewerkschaften im Hinblick auf
die Wahlen zufriedenstellen.
Rehlinger: Meine Gespräche in
Unternehmen und mit Verbän-
den vermitteln mir ein anderes
Bild. Ich glaube, dass sämtliche
Industriebetriebe im Saarland
froh darüber sind, dass endlich
eine aktive Industriepolitik be-
trieben wird – das war viel zu
lange nicht so. Die Industrie ge-
hört zu unserer Identität. Sie
ist auch ein Baustein einer er-
folgreichen Zukunft. Ich will
unsere Wettbewerbsfähigkeit
steigern – aber im Einklang mit
Fragen des sozialen Fort-
schritts. Selbstverständlich
spielen die Positionen der Ge-
werkschaften eine Rolle. Das
ist ein Markenzeichen einer
modernen Wirtschaftspolitik.
Das wird so bleiben. Soziale
Marktwirtschaft bringt Arbeit-
geber und Arbeitnehmer zu-
sammen. Wir stehen mit bei-
den Seiten unabhängig von ei-
nem Spitzentreffen im ständi-
gen Dialog. Auch das bleibt so.

Wo aber ist das Gesamtkonzept?
Rehlinger: Ein Gesamtkonzept
ist Daueraufgabe der gesamten
Landesregierung mit ihren
Ressorts, insbesondere auch
des Wirtschaftsministeriums
mit seiner Struktur. Es geht
nicht darum, ein Papier aufzu-

schreiben. Wenn wir das Land
den Verwaltern überlassen,
sind wir verlassen. Unser Leit-
bild muss sein „Gut leben im
Saarland“. Das Saarland ist ein
Miteinander Land. Wir müssen
erreichen, dass die Menschen
sich bei uns wohlfühlen und zu
uns kommen. Dazu gehört eine
gute Bildungspolitik mit Chan-
cengerechtigkeit und mehr
Weiterbildung, Vereinbarkeit
von Familie und Beruf sowie ei-
ne moderne Infrastruktur. Das
beginnt beim Ausbau von Kitas
und Gesamtschulen und geht
bis zum Breitband- und Stra-

ßenausbau. Wir müssen sicher-
stellen, dass wir das Land der
Macher und Schaffer bleiben.
Dazu brauchen wir das Dauer-
arbeitsverhältnis als Regel und
weniger befristete Verträge.
Niemand kommt zu uns, wenn
er nur eine vorübergehende
Perspektive hat.

Kostet das Konzept Industrie 4.0
mit mehr Automatisierung nicht
zahlreiche Arbeitsplätze?
Rehlinger: Wir dürfen nicht nur
technologische Chancen erfor-
schen, sondern müssen den
Menschen in den Vordergrund

stellen inklusive einer Weiter-
bildungs-Offensive. Das hilft
den Menschen in Industrie und
Mittelstand. Industriepolitik
ist klassische Mittelstandspoli-
tik. Letztlich gehören 97 Pro-
zent des Produzierenden Ge-
werbes zum Mittelstand. 

Sie bezeichnen Ihr neues Mittel-
stands-Förderungsgesetz als ei-
nes der modernsten überhaupt.
Rehlinger: Kleine und mittlere
Unternehmen werden vor un-
nötiger Bürokratie geschützt.
Öffentliche Aufträge können
auf ihre Vergabepraxis hin bes-
ser überprüft werden, so dass
der regionale Mittelstand nicht
zu kurz kommt. Die Kombinati-
on beider Punkte gibt es in kei-
nem anderen Bundesland. 

Immer mehr Saar-Kommunen
erhöhen die Gewerbesteuern.
Rehlinger: Wir müssen auch de-
ren Einnahmeseite stärken. Im
Vergleich zu Rheinland-Pfalz
und Nordrhein-Westfalen geht
da noch was. Die Gewerbesteu-
er ist ein Standortfaktor von
mehreren. Dafür sind an der
Saar beispielsweise die Grund-
stückspreise deutlich günstiger
als in anderen Regionen. 

Konjunktur und der Arbeits-
markt laufen gut. Was tun wir,
wenn sich eine Krise auf die Au-
to- und Stahlindustrie auswirkt?
Rehlinger: Um die Stahlindus-
trie und den saarländischen
Stahl-Standort mache ich mir
Sorgen. Es gibt starke Überka-
pazitäten in Europa, Preisver-
fall und strenge Vorgaben aus
Brüssel im Zertifikatshandel.
Wir müssen aufpassen, dass
nicht mit vermeintlichen Kli-
maschutz-Argumenten dem
Klimaschutz ein Bärendienst
erwiesen wird und hoch tech-
nologische Arbeitsplätze auch
in der saarländischen Stahlin-
dustrie gefährdet werden. Die
Schraube darf nicht überdreht
werden, denn dann findet die
Produktion zu schlechteren
Bedingungen in Brasilien statt. 

Wie sehen Sie die Universität?
Rehlinger: Die Ausrichtung der
Uni muss sich an der Struktur
des Landes und auch den Be-
dürfnissen der Wirtschaft ori-
entieren. Das Land hat nicht
vorgegeben, bei Ingenieurwis-
senschaften zu sparen. Die Uni
muss, wie jede Institution, ei-
nen Sparbeitrag bringen. Sie
wird viel stärker interdiszipli-
när auftreten. Industrie 4.0 be-
nötigt Kenntnisse aus vielen
Bereichen. Mit der Informatik
haben wir einen Elitebereich.
Aber wir brauchen im Indust-
rieland auch die Ingenieure. 

„Land der Macher und Schaffer“
Wie Wirtschaftsministerin Anke Rehlinger (SPD) das Saarland weiterentwickeln will 

Wirtschaftsministerin Anke
Rehlinger weist den Vorwurf aus
der Saar-Wirtschaft zurück, ein-
seitig Interessen der Arbeitneh-
mer und Gewerkschaften wahr-
zunehmen. Mit ihr sprach SZ-
Redakteur Thomas Sponticcia. 

Anke Rehlinger ist seit eineinhalb Jahren als Nachfolgerin von Hei-ko Maas Wirtschaftsministerin. FOTO: SAARLAND 
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Treibende Kraft in der Großen Koalition ist nach dem Ein-druck von Wirtschaftsministerin Anke Rehlinger die SPD.„Die Große Koalition muss mehr sein als eine Verwaltungs-einheit.“ Die SPD setze jetzt und auch im Hinblick auf dieWahlen besondere Akzente in der Bildungspolitik, etwa aufden Ausbau der Ganztagsschulen und Bildungsgerechtig-keit. Die Rolle der Arbeitnehmer in der Wirtschaft sei einTop-Thema der SPD, ebenso Steuergerechtigkeit. In derWirtschaftspolitik sei nicht der Zuwendungsbescheid diehöchste Form politischer Arbeit. Wahlen gewinne man miteiner klaren Strategie, wie man ein Land attraktiv hält. ts
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Saarbrücker will Weltmeister
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Kritik an Vorstoß zu striktem

Alkoholverbot an Saar-Schulen

Landespolitik/Region > Seite B 2
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US-Republikaner gehen

auf Distanz zu Trump

Nach sexistischen Attacken

auf eine TV-Moderatorin ist

Donald Trump von einer Ver-

anstaltung der Republikaner

ausgeladen worden. > Seite A 2

Kauder droht

Griechenhilfe-Kritikern

Unionsfraktionschef Volker

Kauder hat Kritikern der Grie-

chenlandhilfen mit Konse-

quenzen gedroht. Sie könnten

nicht in wichtigen Ausschüs-

sen bleiben. > Seite A 6

WIRTSCHAFT

Deutsche Wirtschaft

weiter im Aufwind

Wirtschaftsexperten und Ban-

ker rechnen mit einer weiter

guten Konjunktur-Entwick-

lung. Dies liege besonders an

der guten Verfassung des Ar-

beitsmarktes. > Seite A 7 

SAARLAND

Japaner gewinnt

Zauberwettbewerb

Magier aus aller Welt haben

beim 15. Festival „Zauberhaf-

tes St. Wendel“ etwa 20 000

Zuschauer in die Kreisstadt

gelockt. Es siegte der Japaner

Kamimaro. > Seite B 3

SPORT

FCK im DFB-Pokal

eine Runde weiter

Der 1. FC Kaiserslautern hat

die zweite Runde des DFB-Po-

kals erreicht. Die Bundesligis-

ten Hamburg, Ingolstadt und

Hoffenheim schieden hinge-

gen aus. > Seiten D 1, D 3

Badminton-WM startet

mit fünf Saarländern

Fünf Nationalspieler des deut-

schen Meisters Bischmisheim

starten ab heute bei der WM

im Badminton-verrückten In-

donesien. > Seite D 5

PANORAMA

Haushüter sollen

Einbrecher fernhalten

Er kümmert sich um Pflanzen

und Haustiere, wenn der

Hausherr im Urlaub ist: der

Haushüter. Auch Einbrecher

soll er nach Möglichkeit fern-

halten. > Seite D 8
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Lotto (6 aus 49):

7 – 13 – 29 – 36 – 42 – 48 

Superzahl: 0

Super 6: 916 117

Spiel 77: 1 587 359

Weitere Zahlen > Seite D 8

Winzer aus Rüdesheim setzt 

Zeichen gegen Fremdenhass 

Rüdesheim. 
Eine

Schnapsidee ist das

ganz gewiss nicht:

Mit einem „Stinke-

finger“ auf dem Eti-

kett will der Rüdes-

heimer Winzer Fred

Strieth ein Signal ge-

gen Ausländerfeind-

lichkeit, Antisemitis-

mus und Schwulen-Hass setzen.

„Für uns ist das ein Statement“,

sagt der 49-Jährige. Die Idee dazu

sei ihm Anfang des Jahres gekom-

men, zur Zeit der „Pegida“-De-

monstrationen. Für die Flaschen

mit dem besonderen Etikett, das

eine Freundin seiner

Tochter gestaltete, hat

Strieth einen weiß ge-

kelterten Spätburgun-

der ausgesucht. Der

Blanc de Noir stammt

aus einer Lage in Ass-

mannshausen, das für

seinen Spätburgunder

berühmt ist. 

700 Flaschen hat Strieth, der

nur drei Hektar in Steillagen be-

wirtschaftet, entsprechend eti-

kettiert. Wer Gefallen findet,

muss dafür zehn Euro zahlen. Ein

Teil der Erlöse soll für soziale

Zwecke verwendet werden. dpa
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Strieth mit den Spezi-

al-Flaschen. FOTO: DPA 

Saarbrücken. Der Präsident der

Vereinigung Saarländischer

Unternehmensverbände

(VSU), Oswald Bubel, greift die

Landesregierung scharf an. Er

fordert Ministerpräsidentin

Annegret Kramp-Karrenbauer

(CDU) dazu auf, ihre Richtlini-

enkompetenz gegenüber den

Ministern wahrzunehmen. Ein

schlüssiges Gesamtkonzept,

das der Fortentwicklung des

Standortes Saarland diene,

auch über die nächste Wahl hi-

naus, sei nicht erkennbar. Bu-

bels Ansicht

nach wider-

sprechen sich

die 
Wirt-

schafts-, Bil-

dungs- und die

Sparpolitik in

vielen Punkten.

Bubel kriti-

siert beson-

ders, dass die

Wirtschaft nicht genug Stellen-

wert in der Landesregierung

habe. „Das Engagement unse-

rer Politiker, sich um die Ent-

wicklung der Wirtschaft zu

kümmern, ist zu gering.“ Dies

gelte auch für die Saar-Politi-

ker in Berlin, wo man mit Peter

Altmaier (CDU), Heiko Maas

(SPD) und Simone Peter (Grü-

ne) an Schaltstellen so stark

vertreten sei wie nie zuvor. 

Debatten konzentrierten

sich auf Zeitarbeit, Leiharbeit

und Werkverträge. Mehr Fes-

seln durch immer strengere

Regeln behinderten saarländi-

sche Unternehmen in ihrer

Wettbewerbsfähigkeit, so Bu-

bel. „Die Wirtschaftsentwick-

lung und ihre Dynamik kom-

men aus den Betrieben. Das ist

eine unternehmerische Leis-

tung, nicht die der Politik.“

Die Politik müsse bestehen-

den Betrieben optimale Rah-

menbedingungen bieten. Auf

größere Ansiedlungen könne

man nicht mehr hoffen. „Aus

Sicht der Unternehmen ist

nicht erkennbar, dass die Poli-

tik im Land tolle Erfolge zu

verzeichnen hat.“ Wirtschafts-

ministerin Anke Rehlinger

(SPD) sehe Anforderungen der

Wirtschaft, agiere aber schon

wie im Wahlkampf. Sie verkür-

ze die Debatte zur Zukunft des

Landes auf die Industrie, be-

diene so auch Gewerkschaften

und Arbeitnehmer. „Nur mit

Industrie können wir nicht

überleben.“ > Seite A 8: Bericht

Saar-Wirtschaft kritisiert

Landesregierung scharf 

VSU-Präsident Bubel: Standortpolitik hat zu wenig Gewicht

Die Vereinigung Saarländi-

scher Unternehmensverbände

wirft der Landesregierung vor,

der Fortentwicklung der Wirt-

schaft zu wenig Beachtung zu

schenken. Wirtschaftsministe-

rin Rehlinger betreibe bereits

Wahlkampf.

Von SZ-Redakteur

Thomas Sponticcia
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Von je 1000 Ehen* wurden in Deutschland

so viele wieder geschieden
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Sport, Musik und gute Laune beim Saar-Spektakel

Mit Drachenbootrennen und einer musikalischen Som-

mersause mit beliebten Stars wie Mickie Krause und

Guildo Horn ist gestern das 17. Saar-Spektakel in Saarbrü-

chenendes zufrieden. Sie sprach von einem „friedvollen

Fest“. Auch das Rote Kreuz meldete keine besonderen

Vorkommnisse. > Seite B 1: Bericht FOTO: BECKER&BREDEL

cken zu Ende gegangen. Nach Angaben der Veranstalter

wurden an drei Tagen insgesamt mehr als 250 000 Besu-

cher gezählt. Die Polizei war mit dem Verlauf des Wo-

Fulda/Berlin. Wenige Wochen

nach den massiven Kita-Streiks

in Deutschland werden Eltern

von Kleinkindern wahrscheinlich

schon bald wieder vor verschlos-

senen Kindergartentüren stehen.

Die Gewerkschaft Verdi will aber-

mals zu Streiks aufrufen, falls die

Arbeitgeber bei den Tarifver-

handlungen am kommenden

Donnerstag nicht zu „substan-

ziellen Verbesserungen“ bereit

seien, wie Verdi-Chef Frank

Bsirske am Wochenende erklärte.

Die Vereinigung der kommuna-

len Arbeitgeberverbände wies die

Forderung nach Zugeständnissen

umgehend zurück. > Seite A 3:

Bericht und Meinung 
dpa/afp

Eltern müssen sich 

auf neue Kita-Streiks

einstellen

Saarbrücken. Von heute Früh an

ist die A 620 in Richtung Saar-

louis zwischen den Abfahrten

Malstatter Brücke und Gerswei-

ler gesperrt. Die Bauarbeiten sol-

len drei Wochen dauern. Die Um-

leitung erfolgt über die B 51 durch

den Saarbrücker Stadtteil Bur-

bach. Der Landesbetrieb für Stra-

ßenbau warnt vor Staus und rät

Pendlern, auf das Auto zu verzich-

ten. Während der Bauarbeiten

verkehren Sonderzüge zwischen

Saarlouis und der Landeshaupt-

stadt. > Seite B 1: Bericht 
red

In Saarbrücken drohen

ab heute Staus wegen

Autobahn-Sperrung 

Saarbrücken. Saar-Ministerpräsi-

dentin Annegret Kramp-Karren-

bauer (CDU) hat den Bund aufge-

fordert, mehr Stellen für die Be-

wältigung der Asylverfahren zu

schaffen. Der Bund müsse „seine

Hausaufgaben machen“, damit

die Verfahren zügig durchgeführt

werden könnten, sagte Kramp-

Karrenbauer der SZ. Die „Flücht-

lingswelle“ sei eine „nationale

Aufgabe“, bei der jeder gefordert

sei, auch die Länder und Kommu-

nen, erklärte die Saar-CDU-Che-

fin. > Seite B 2: Interview
dik

Kramp-Karrenbauer

fordert vom Bund mehr

Mittel für Asylverfahren 

Berlin. Nach Zweifeln in der SPD

über die Notwendigkeit eines

Kanzlerkandidaten hat sich Par-

teichef Sigmar Gabriel kämpfe-

risch gezeigt. „In einer Demokra-

tie ist jeder schlagbar“, sagte er

mit Blick auf die Beliebtheit von

Angela Merkel (CDU). „Die SPD

wird einen Kanzlerkandidaten

aufstellen und um die Kanzler-

schaft kämpfen“, stellte Gabriel

klar. > Siehe auch Seite A 5 dpa

Gabriel hält Merkel

2017 für „schlagbar“

Heute ist es überwiegend wechselnd

bewölkt. Ab und zu gibt es Schau-

er oder Gewitter. Die Temperaturen

klettern auf Werte von 25 bis 27

Grad. Der Wind weht nur schwach.
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Mehrwert > Seite B 6
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„FALSCHE ZEIT
FÜR HÖHENFLÜGE“

Der Tarifabschluss 2015 war für viele tarifgebunde-
ne M+E-Unternehmen zu hoch ausgefallen und ein 
Wechsel auf die Zukunft, der durch die tatsächliche 
Branchenentwicklung nicht eingelöst wurde. Für die 
Arbeitgeberverbände ergab sich daraus der Ansatz-
punkt in der diesjährigen Tarifrunde bereits durch eine 
sehr frühzeitige, offene Kommunikation auf allen Ebe-
nen mit den Arbeitnehmern und der IG Metall ins Ge-
spräch zu kommen, um nicht erst auf eine beschlosse-
ne Forderung der IG Metall zu reagieren, sondern die 
Forderung selbst in realistischen Größenordnungen zu 
halten. Dazu sind die M+E-Verbände bereits im Herbst 
2015 bundesweit auf ihre jeweiligen Verhandlungspart-
ner zugegangen und haben versucht, die nüchterne 
wirtschaftliche Faktenlage und die angespannte Stim-
mung im Arbeitgeberlager deutlich zu machen. Auch 
im Saarland haben wir mit den IG Metall-Geschäfts-
stellenleitern ein entsprechendes Gespräch geführt.

Parallel haben wir mit unseren Mitgliedsunternehmen 
unsere Argumente ausgetauscht, um die Diskussion 
verstärkt auch auf die betriebliche Ebene zu verlagern. 
Mit Blick auf die letztendliche Forderungshöhe von 
5 Prozent lässt sich bezweifeln, ob die Botschaften 
bei der IG Metall gehört und ernst genommen wurden. 
Wieder einmal hat die IG Metall mit einer überzoge-
nen und unrealistischen Forderung eine Erwartungs-
haltung bei ihren Mitgliedern geschürt, die die Fronten 
auch kommunikativ verhärteten. Unter dem Slogan 
„Falsche Zeit für Höhenflüge“ haben wir eine Debatte 
geführt, die die Wettbewerbsfähigkeit des deutschen 
M+E-Standortes in den Mittelpunkt stellte. Außerdem 
haben wir deutlich gemacht, dass das Vertrauen der 
Unternehmen in das System des Flächentarifvertrages 
durch die Tarifauseinandersetzungen der vergange-
nen Jahre stark gelitten hat. 

TRAINING FÜR
FÜHRUNGSKRÄFTE

In zahlreichen Medienauftritten haben die haupt- und 
ehrenamtlichen Verbandsvertreter in den Medien die 
Positionen der Arbeitgeber in der Tarifrunde und zu 
vielen anderen Themen vertreten. Dabei sind gerade 
authentische Statements von Unternehmern für eine 

erfolgreiche Pressearbeit unerlässlich. Umso mehr 
freut es uns, dass wir mit unseren seit vielen Jahren 
etablierten Schulungen zur Kommunikation ungebro-
chenen Erfolg haben. Mit unseren Chefseminaren 
zu den Themen „Kameratraining“, „Krisen-PR“ oder 
„Auftritt auf der Betriebsversammlung“ bereiten wir 
die Führungskräfte auf den Umgang mit den Medien 
vor. Die Qualität und die Praxisnähe dieser Schulun-
gen sind sehr gefragt. So waren die Seminare auch 
im vergangenen Jahr schnell ausgebucht. Zum ersten 
Mal haben wir in Zusammenarbeit mit der Wirtschafts-
redaktion des Saarländischen Rundfunks ein neues 
Seminarformat angeboten, das die Teilnehmer auf den 
Auftritt im Radio vorbereiten soll. In realistischen Stu-
diosituationen oder gar im Übertragungswagen konn-
ten die Teilnehmer wertvolle Erfahrungen im Umgang 
mit Hörfunkjournalisten sammeln. Das Training werden 
wir Anfang 2017 unseren Mitgliedern erneut anbieten.

STANDORTPOLITIK 
IM FOKUS

Bereits im letzten Jahr hat die saarländische Wirt-
schaftsministerin, Anke Rehlinger, einen Leitbildpro-
zess zum Thema „Saarland Industrieland“ gestartet. 
Aus Sicht der saarländischen Metall- und Elektroin-
dustrie im Grunde eine begrüßenswerte Initiative - al-
lerdings auch mit vielen Webfehlern behaftet, da der 
Eindruck entstanden ist, dass der Initiative die not-
wendige Tiefe fehlte und sie mehr auf öffentlichkeits-
wirksame Effekte angelegt war. In einem ausführlichen 
Sommerinterview mit der Saarbrücker Zeitung hat 
ME Saar-Präsident Oswald Bubel die Schwachstel-
len aus Sicht der Wirtschaft bemängelt und generell 
eine stärkere Berücksichtigung und Einbeziehung der 
Wirtschaft in die Konzepte zur Weiterentwicklung des 
Saarlandes gefordert. Die Äußerungen haben insbe-
sondere in den Reihen der Wirtschaft viel Zustimmung 
gefunden und eine große mediale Debatte ausgelöst. 
Auch die Ministerpräsidentin Annegret Kramp-Karren-
bauer hat reagiert und ist mit den Spitzenvertretern der 
saarländischen Wirtschaft in einen fortdauernden Dia-
log eingetreten.

Zudem wird, auch auf Anregung des ME Saar, der Pro-
zess „Saarland Industrieland“ wissenschaftlich beglei-
tet. So werden die entscheidenden Standortfaktoren 
herausgearbeitet und evaluiert.
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BILDUNG, FORSCHUNG, 
KUNST UND KULTUR
– das sind die Grundpfeiler der vom ME Saar im Jahr 
2001 gegründeten Stiftung. Seither wurden saarland-
weit zahlreiche Projekte in diesen Bereichen gefördert. 

BILDUNG 

Der Schwerpunkt der Bildungsförderung durch die Stif-
tung liegt auf mathematisch-naturwissenschaftlichen 
und technischen Projekten. 

Das „Schülerforschungszentrum Saarlouis“, das zusam-
men mit dem Ministerium für Bildung und Kultur, der 
Universität des Saarlandes und dem saarländischen 
Schülerlaborverbund „SaarLab“ initiiert wurde, bietet 
Schülerinnen und Schülern von der Grundschule bis 
zur gymnasialen Oberstufe Gelegenheit, selbstständig 
zu experimentieren und zu forschen. Es bündelt hierzu 
Angebote unterschiedlicher Schülerlabore.

Seit dem Jahr 1995 findet alljährlich an wechselnden 
Orten in Deutschland die „Forscherwoche“ statt. Dabei 
kommen über 30 Schülerinnen und Schüler aus mittler-
weile fünf Schulen in Bayern, Bremen, Niedersachsen, 
Thüringen und dem Saarland für eine Woche zusam-
men und absolvieren ein umfangreiches Programm mit 
Besichtigungen, Führungen und Vorträgen aus dem 
Bereich der MINT-Fächer. Aus dem Saarland haben 
im Jahr 2015 Schülerinnen und Schüler des Technisch-
Wissenschaftlichen Gymnasiums in Dillingen teilge-
nommen, das für die Ausrichtung der Forscherwoche 
verantwortlich war. 

FORSCHUNG

Der Forschungsfokus der Professur im Fachbereich 
Antriebstechnik an der Universität des Saarlandes liegt 
auf elektromagnetischen Klein- und Mikroantrieben im 
Leistungsbereich zwischen 0,1 und einigen hundert 
Watt. Eingesetzt werden diese im Bereich der allgemei-
nen Gerätetechnik, der Automatisierungs- und Roboter-
technik, der Medizintechnik sowie der Automobil- und 
Raumfahrttechnik. Mit den Stiftungsgeldern wird ein 
wissenschaftlicher Mitarbeiter finanziert.

Jedes Jahr ehrt die Universität des Saarlandes ihre 
Physik-Absolventen und zeichnet diese im Rahmen 
des „Dies Academicus“ aus. Die beste Abschlussarbeit 
Physik wird in jedem Jahr mit dem Masterpreis ausge-
zeichnet. Die Stiftung ME Saar verleiht und fördert die-
sen Preis bereits seit mehreren Jahren. In diesem Jahr 
ging der Preis an Herrn Matthias Bock, der seine Arbeit 
in der Fachrichtung Experimentalphysik gefertigt hat.

STIFTUNG ME SAAR
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Kunst und Kultur stellen bedeutende Standortfaktoren 
einer Region dar. Durch die Unterstützung der unter-
schiedlichsten Projekte in diesen Bereichen möchte 
die Stiftung ME Saar das Kulturleben an der Saar noch 
interessanter gestalten. So gehören neben Ausstellun-
gen und Preisverleihungen auch Tanz und Schauspiel 
zur Förderlandschaft der Stiftung. 

Die „Musikfestspiele Saar“ sind eine seit 1989 im 
Saarland und darüber hinaus in der gesamten Regi-
on Saar-Lor-Lux stattfindende Festivalreihe, bei der 
jeweils die Musikkultur eines  Landes präsentiert wird. 
Auch 2015 wurde das Festival von der Stiftung ME 
Saar unterstützt. Im Mittelpunkt des Programms stand 
die Musik aus unserem Nachbarland Polen. Dabei tra-
ten international renommierte Spitzeninterpreten auch 
an außergewöhnlichen Aufführungsorten auf. Zudem 
boten saarländische Einrichtungen wie beispielsweise 
das Saarländische Staatstheater und zahlreiche Mu-
seen ein umfangreiches Rahmenprogramm an. 2015 
kamen rund 53.000 Besucher zu den Musikfestspielen.  
 

Bereits seit 1978 verwandelt das Festival PERSPEC-
TIVES (Foto rechts Mitte, Inszenierung  „barbe neige 
et les sept petit cochon au bois dormant") Saar- 
brücken jeden Frühling in eine Bühne, die sich bis 
über die Grenze hinaus ins französische Nachbarland 
erstreckt. Seine inhaltliche deutsch-französische Aus-
richtung sowie die Austragung des Festivals an Spiel-
orten in der Landeshauptstadt und den französischen 
Nachbarregionen machen es zu einem Wahrzeichen 
der bilateralen Beziehungen. Der facettenreiche 
Spielplan erstreckt sich von Sprechtheater und Per-
formance über zeitgenössischen Tanz, französischen 
Zirkus und Straßentheater bis hin zu Konzerten junger 
aufstrebender Musikgruppen. Auch die außergewöhn-
lichen Spielorte des Festivals wie ehemalige Industrie-
standorte, öffentliche Plätze und Straßen prägen die 
einzigartige Festivalstimmung. 

Das „Max-Ophüls“-Festival (Foto der diesjährigen Preis- 
träger, oben) zählt zu den wichtigsten Nachwuchsfes-
tivals für Filme und Schauspieler im deutschsprachi-
gen Raum und erfreut sich großer Beliebtheit. Mit rund 
43.000 Besuchern verzeichnete es 2016 einen neuen 
Rekord. Wie auch in den Jahren zuvor war die ME-
Stiftung einer der Hauptsponsoren. 

 
 „The Black Rider“ (Foto rechts unten) feierte mit seiner 
Uraufführung in Hamburg 1990 einen Welterfolg. Mit 
seiner düster morbiden Version der romantischen Frei-
schützgeschichte zeigte das Musical auch am Saar-
brücker Staatstheater völlig neue Wege auf. Inzwi-
schen ist es Klassiker und Vorbild in einem. Getragen 
von traumatischen Erfahrungen und großen Songs, 
die den Kanon der Populärmusik bereichert haben.

Am 29. März 2015 eröffnete das Weltkulturerbe Völklin-
ger Hütte die dritte „UrbanArt“ Biennale (Foto nächste 
Seite), in deren Rahmen das Electro Magnetic Festival 
und erstmals das „UrbanArt“ HipHop Festival statt-
fanden. Urban Art ist die Kunst, die sich aus Graffiti 
und der Street Art entwickelt hat - die Kunst des 21. 
Jahrhunderts. Alle zwei Jahre zeigt das Weltkulturerbe 
Völklinger Hütte mit der „UrbanArt“ Biennale die neu-
esten Entwicklungen und Positionen auf diesem Ge-
biet. Dabei fokussiert sich die Auswahl nicht nur auf 
Europa und Amerika, sondern auf aktuelle Brennpunk-
te der UrbanArt weltweit.
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